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Liebe Leserin, lieber Leser,

Integration steht seit jeher in
Dortmund auf der städti-
schen Agenda, denn unsere
Stadt hat eine lange Einwan -
derungstradition. Dortmund
präsentiert sich heute als
eine welt- und kulturoffene
Stadt, in der rund 181.000
Menschen mit Zu wande -
rungs geschichte aus über
170 Nationen leben. Damit

sprechen wir von rund 30 % der Dort mun -
der Bevöl ke rung.

Mit dem Leitbild „Gemeinsam in Vielfalt –
Zuhause in Dortmund“ verfolgen wir in
unserer Stadt den Anspruch, die Vielfalt in
der Gesellschaft als eine Bereicherung der
Kompetenzen und Erfahrungen aller anzu-
sehen, Vorbehalte, Vorurteile und Ängste
abzubauen und Unterschiede zu akzeptie-
ren. Ein Indiz für gelungene Integration ist
es, wenn Zugewanderte Dortmund als ihre
Stadt bezeichnen.
Seitens der Bürger, der Politik und der Ver -
waltung wird es daher als eine Selbst -
verpflichtung verstanden, allen Menschen
unbesehen ihrer Herkunft gleichberechtigte
Teilhabe und Chancen am gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen, kulturellen und
politischen Leben in Dortmund zu ermögli-
chen und das friedliche, respektvolle
Miteinander zu sichern. Grundlage unseres
Handelns sind dabei die Menschenrechte,
die Werteordnung des Grundgesetzes und
der gleichberechtigte Dialog auf Augen -
höhe. Dazu gehört selbstverständlich auch
ein diskriminierungsfreier Umgang mitein-
ander.

Ein zentraler Begriff der Fachdiskussion die-
ses Expertenworkshops ist bereits im Ver -
anstaltungstitel benannt: „Selbst ver pflich -
tungen“. Wenn wir über Integration spre-
chen und in unserer Stadt Veränderungen
erwirken wollen, dann hängt das von dem

Engagement und der Mitwirkungsbe reit -
schaft aller Akteure ab. Freiwillige Selbst -
verpflichtungen sind ein Instrument, das
dazu beitragen kann.
Daher begrüße ich die Initiative des
Planerladen e.V. sehr, die Diskussion zu
dieser Thematik mit einer solchen Veran -
stal tung weiter voranzutreiben. Ent schei -
dend ist es, dass es nicht allein um die
gemeinsame Problemanalyse geht, sondern
anschließend aktiv und unter Einbeziehung
aller Beteiligten Strategien für einen mög-
lichst diskriminierungsfreien Wohnungs -
markt erarbeitet und umgesetzt werden.
Selbstverpflichtungen und das freiwillige
Engagement der wohnungspolitischen
Akteure eröffnen neben den gesetzlichen
Instrumenten zusätzliche Möglich keiten
zum Abbau der oft sehr subtilen Zugangs -
barrieren auf dem Wohnungs markt. Der
Erfahrungstransfer und die daraus gewon-
nenen Erkenntnisse sind ein erster wichtiger
Schritt zur Auslotung und Mobilisierung
dieser Potenziale.

Die mit dieser Dokumentation dargelegten
Thematiken und Handlungsansätze müssen
zukünftig weiter transportiert werden.
Akteure und auch Betroffene müssen
zudem weiter sensibilisiert werden. Um
derartige Prozesse zu gewährleisten, ist
Integration im Dortmunder Rathaus zu
einer Querschnittsaufgabe mit hoher
Priorität erklärt worden. Daran arbeiten wir
tagtäglich. Mir als Oberbürgermeister ist es
auch persönlich eine Herzensange legen -
heit, Dortmund als vielfältige, bunte und
internationale Stadt in die Zukunft zu
führen, in der alle Menschen offen empfan-
gen werden. 

Ullrich Sierau
Oberbürgermeister der Stadt Dortmund
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Im Namen des Planerladen e.V., der diesen
Workshop organisiert hat, begrüße ich Sie
recht herzlich und freue mich sehr, dass Sie
unserer Einladung gefolgt sind. Dies ist der
dritte Workshop dieser Art. Die vorange-
gangenen Veranstaltungen in den Jahren
2003 und 2005 waren wichtige Meilen -
steine, die den fachlichen und politischen
Diskurs im Themenbereich Antidiskrimi nie -
rung im Wohnbereich weiter vorangetrie-
ben haben.* Ich bin zuversichtlich, dass der
heutige Tag genauso fruchtbar und kon-
struktiv wird.

Zur Einordnung der Thematik möchte ich
kurz an die Fragestellungen der ersten bei-
den Workshops erinnern: 2003 haben wir
uns mit der Bekämpfung der Diskrimi -
nierung von Migranten auf dem Wohnungs -
markt und der Sicherung der Freizügigkeit
von Zuwanderern beschäftigt. Erörtert wur-
den dabei die Konzentration von Zuwan -
derern in bestimmten Quartieren und die
sich daraus ergebende Problematik. Der
zweite Workshop hat sich mit der Frage
auseinandergesetzt, ob Belegungsstrategien
mit der Freizügigkeit vereinbar sind. Haupt -
ge genstand der Diskussion waren Quo tie -
rungen.

Auch wenn seit der letzten Veranstaltung
einige Jahre vergangen sind, hat das The -
men feld nicht an Aktualität verloren. Umso
mehr freue ich mich, dass wir Sie nun zu
diesem dritten Workshop einladen konn-
ten. Ermöglicht haben dies das Ministe rium

für Arbeit, Integration und Soziales des
Landes NRW und die Stadt Dortmund.
Unser Dank geht hier insbesondere auch an
den Integrationsrat der Stadt Dortmund. 

Wir freuen uns sehr, dass wir erneut den
Ver band der Wohnungswirtschaft Rhein land
Westfalen, in Person von Frau Roswitha
Sinz, gewinnen konnten, an un serer Ver -
anstaltung mitzuwirken. Sie hat uns bereits
bei den vorangegangenen Workshops aktiv
mit Rat und Tat zur Seite gestanden.

Als Referenten darf ich Herrn Timo Heyn
(empirica ag) und Herrn Dr. Norbert
Gestring (Universität Oldenburg) willkom-
men heißen, die aus ihren empirischen
Untersuchungen berichten werden. Die
Moderation des Workshops liegt auch dies-
mal wieder in bewährten Händen. Hierzu
darf ich Frau Dr. Bettina Reimann (Deut -
sches Institut für Urbanistik) und Frau Heike
Hanhörster (Institut für Landes- und
Stadtentwicklungsforschung) begrüßen.
Darüber hinaus stehen uns heute Frau Sinz
sowie Herr Dr. Andreas Kapphan als Kom -
men tatoren zur Verfügung.

Das Thema des heutigen Workshops sind
freiwillige Selbstverpflichtungen im Sinne
des Nationalen Integrationsplans. Begon -
nen hat der Prozess mit dem Integrations -
gipfel im Jahr 2006. Selbstverpflichtungen
sind in verschiedenen sozialen Bereichen
von unterschiedlichen Institutionen ausge-
sprochen worden; im Wohnbereich sind sie
nach unseren Beobachtungen bisher
jedoch noch viel zu kurz gekommen.
Daher möchten wir dieses Thema heute mit
Ihnen gemeinsam erörtern.

* Die Dokumentationen des 1. und 2. Workshops
können beim Planerladen e.V. bezogen werden.

Tülin Kabis-Staubach

Frau Kabis-Staubach ist
im Vorstand des Planer -
laden e.V. und betreibt
das Architektur büro
BASTA. 
Sie ist Türkin und lebt seit
30 Jahren in Deutschland.
Bei ihrer Arbeit stehen
häufig die Anliegen von
Migranten im Blickpunkt.
Ihr Erfahrungsschatz
umfasst u.a. das Orga -
nisieren von Bewohner -
beteiligungsprozessen bei
Modernisierungs- und
Neubauprojekten oder 
im Rahmen des Stadtteil-
und Quartiersmanage -
ments sowie auch
Projekte der nachbar-
schaftlichen Konflikt -
vermittlung oder der
 sozialverträglichen
Privatisierung von
Beständen größerer
Wohnungsunternehmen
an die Mieter.

Begrüßung
Tülin Kabis-Staubach
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Als Leiter des Amtes für Wohnungswesen
der Stadt Dortmund begrüße ich Sie ganz
herzlich im Namen der Stadt Dortmund
und auf Wunsch des Oberbürgermeisters
Ullrich Sierau zu dieser Veranstaltung, der
selbst diesen Termin leider nicht wahrneh-
men kann. Ich hatte mich schon auf seine
Begrüßung gefreut, weil ich weiß, dass er
persönlich das Thema Integration lebt und
es in der Stadtverwaltung sehr stark beför-
dert. 

Im Juni 2006 wurde in Dortmund der
Master plan Integration auf den Weg ge -
bracht. Auf einer gut besuchten Auf takt ver -
anstaltung wurden verschiedene Schwer -
 punktthemen erarbeitet, bei deren Prio -
ritäteneinstufung mich überrascht hat, dass
das Thema Wohnen im Zusammen hang mit
Integration als weniger wichtig bewertet
wurde. So wurde es in der Folge nicht
näher in den Fokus genommen, auch wenn
es aus unserer Sicht einen ganz engen in -
haltlichen Zusammenhang gibt.

Denn Integration ist auch ein Nach -
barschaftsthema: Das Leben Tür an Tür in
den Quartieren, da findet Integration statt.
Darauf richten wir im Amt für Wohnungs -
wesen einen speziellen Fokus, u.a. mit
Quar tiersanalysen, die wir seit fünf Jahren
im Rahmen der kleinräumigen Woh nungs -
marktbeobachtung durchführen. Dazu be -
fragen wir alle Bewohner eines Quartiers
sowie Experten zu den Wohnungs -
beständen, dem Wohnumfeld, aber auch
zum Zusammenleben. 

Bei den letzten drei Quartiersanalysen
haben kritische Haltungen gegenüber
Zuwanderern aus Südosteuropa zugenom-
men. In diesem Zusammenhang ist die
Berichterstattung in den Medien über die

sog. Problemimmobilien zu einseitig, da
dabei letztendlich die Umstände, in denen
die Menschen aus Bulgarien und Rumänien
leben, zu kurz kommen. Der Fokus liegt zu
sehr auf Vermüllung und verschwörenden
Umständen und zu wenig auf den Aus -
beutungsstrukturen und den dahinterste-
henden Verursachungsbedingungen. Das ist
aus unserer Sicht insofern fatal, weil in der
Bürgerschaft die Problemwahrnehmung
sehr auf die Zuwanderer fokussiert wird,
was uns große Sorge bereitet. 

Das Dortmunder Amt für Wohnungswesen
hat noch eine eigene Wohnraum ver mitt -
lung: Wir üben sog. Besetzungsrechte auf
geförderte Wohnungen aus, d.h. wir suchen
– immer in Abstimmung mit dem Eigen -
tümer – aus dem Bewerberkreis die Mieter
aus. Da nehmen wir keine Ungleich be -
hand lung wahr. Da der geförderte Woh -
nungsbau letztendlich für die Zielgruppe
ist, stellt das keine Kontroverse zu Ihren
Erkenntnissen, die Sie über die Jahre hin-
weg gesammelt haben, dar. In 18 Jahren
habe ich in vier Fällen erlebt, dass Ein -
zeleigentümer Ausländer kategorisch abge-
lehnt haben. Solchem Verhalten gehen wir
natürlich sofort nach.

Aus unserer Wahrnehmung heraus spielt
bei den Wohnungsunternehmen die Her -
kunft bei der Mieterauswahl keine Rolle:
Da wird ganz klassisch und professionell
nach ökonomischen Gesichtspunkten ge -
prüft und geschaut, ob die Menschen in die
Bewohnerstruktur passen. Aber gerade im
freifinanzierten Bestand ist es sicherlich für
viele Menschen ausländischer Herkunft
schwierig.

Ich wünsche der Veranstaltung einen erfol-
greichen Verlauf.

Thomas Böhm

Herr Thomas Böhm ist
Leiter des Amtes für

Wohnungswesen der
Stadt Dortmund. Er hat

u.a. die Federführung für
die Umsetzung des

Modellprojektes „HID -
Housing Improvement

District Flensburger Platz,
Dortmund Nordstadt“, bei

dem Investitionspoten -
ziale von Eigentümern

ausgelotet und entwickelt
werden.

Mit den kleinräumigen
Quartiersanalysen zu
Stärken, Schwächen,

Chancen und Risiken
bedient sich das Amt für
Wohnungswesen einem

Instrument, mit dem
Handlungsmöglichkeiten

aufgezeigt werden sollen,
die die Wohn- und

Lebenssituation in den
Quartieren verbessern

können.
Ein jährlicher Bericht zur
Einschätzung der Situ ati -
on und zu den Entwick -
lungsaussichten auf dem
Dortmunder Wohnungs -
markt ermöglicht es den

Akteuren, frühzeitig woh-
nungspolitische und

 wohnungswirtschaftliche
(Investitions-)Entschei -

dungen zu treffen.

Begrüßung
Thomas Böhm



Zum Hintergrund

Neben unserer Studie „Städtebauliche
Strategien und Handlungsansätze zur För -
derung der Integration“ von 2008 im Auf -
trag des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) werde ich auch
Ergebnisse einer aktuellen Studie zum
„Wohnungsangebot für arme Familien in
Großstädten“ im Auftrag der Bertels mann
Stiftung über kleinräumige Segre gation im
aktuellen Wohnungs markt zyklus vor stellen
(2013). Ich gehe dabei im Wesentlichen auf
strukturelle Diskriminie rungs effekte ein.

Empirische Befunde – 
sozialräumliche Relevanz

Residentielle Segregation:
Segregations kenn ziffern deutscher
Kommunen 

Untersucht wurde die kleinräumige Un -
gleich  verteilung von Personen mit Migra -
tionshinweis mittels einer Namensanalyse
in 2.700 Kommunen auf der Ebene von
Wohnquartieren. Festzustellen ist, dass es
ein bundesweites Phänomen ist und dass in
allen Städte- und Gemeindetypen unab-
hängig von ihrer Größe Ungleich ver tei -
lungen vorzufinden sind; jedoch ist die
Ungleichverteilung nicht in allen Städten
gleich: Etwa ein Drittel weist eine ethnisch
räumliche Ungleichverteilung von mehr als
30 % auf. Bei der Betrachtung nach der
ethnischen Herkunft zeigt sich, dass die
Segregation bestimmter ethnischer Grup -
pen höher als der Durchschnitt ist; die
Gründe hierfür wurden nicht erforscht.

8

Städtebauliche Strategien und Handlungsansätze
zur Förderung der Integration

Timo Heyn
empirica ag, Bonn

Timo Heyn
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Verteilung von
Fokuswohnquartieren nach
Gemeinde- und Quartierstypen

In 500 Kommunen wurden 1.500 Quartie -
re (sog. Fokuswohnquartiere) betrachtet,
die von Zuwanderung geprägt sind und in
denen sozialräumliche Segregation mit
ökonomischen Schwächen einhergeht.
Dabei wurde nach Metropolen und Groß -
städten auf der einen und Mittel- und
Kleinstädten auf der anderen Seite unter-
schieden. In den Erstgenannten treten diese
Extremwerte deutlich häufiger auf. 
Die Fokuswohnquartiere konzentrieren
sich am häufigsten in den klassischen Ge -
schosswohnungsbauquartieren der 1950 -
er/60er-Jahre (meistens Zeilenbau weise),
im Altbau sowie überraschenderweise in
gewerblich geprägten Standorten. Hinzu
kommen Altbauquartiere als Ge bie te mit
hoher Einzeleigentümerquote, in denen der
Wohnungsmarkt von einer Viel zahl von
individuellen Entscheidungen geprägt ist.
Ein wenig überraschend waren die ver-
gleichsweise geringen Werte in den
1970er/80er-Jahre Geschosswohnungs bau -
gebieten.

Schwache
Integrationsvoraussetzungen

Das sozioökonomische Panel (SOEP) als
Index für Integrationsvoraussetzungen mit
Indikatoren wie schulische Bildung (domi-
nierender Faktor), Sprache, Kontakte zu
Men  schen, die nicht zur eigenen Her -
kunfts gruppe gehören, etc. zeigt, dass ein
Drittel der Menschen mit Migrations -
hintergrund zu der Gruppe gehören, die
nach diesen Indikatoren sehr schwache
Voraussetzungen haben (siehe Abb. auf S.
10). Diese Personen konzentrieren sich in
den Gebieten mit hohen Migranten an -
teilen, so dass es zu einer Überlagerung
von hoher ethnischer und hoher sozioöko-
nomischer Segregation kommt.

Hohe Migrantenanteile mit schwachen
Integrationsvoraussetzungen bzw. -chan-
cen kumulieren in sozialräumlich benach-
teiligten Wohnquartieren und machen dort
rund 50 % der Wohnbevölkerung aus.
Dabei handelt es sich häufig um städtebau-
lich problematische Quartiere wie z.B.
nicht modernisierter Altbau, älterer sozialer
Wohnungsbau, einfache Mehrfamilien -
häuser und städtische Zeilenbausied lun -
gen. Das sind in der Regel auch Quartiere,
in denen die Fluktuation signifikant höher
war (Charakter von „Durchgangs quar -
tieren“).

Einflussfaktoren auf 
die Entstehung von
Fokuswohnquartieren 

• Städtebauliche Voraussetzungen wie in
den klassischen Geschosswohnungs bau -
quar tie ren der 1950er/60er-Jahre begüns -
tigen die Entwicklung von Fokus wohn -
quartieren. An Standorten mit städtebau-
lichen und baukulturellen Problemlagen
kommt es häufig auch zu einem Zusam -
men treffen von starker residentieller
Segre gation und hohen Leerständen in
ent spannten Märkten.

Eine Überlagerung von
hoher ethnischer und

hoher sozioökonomischer
Segregation fu ̈hrt dazu,

dass in Nachbarschaften
mit einem hohen Migran -
tenanteil die durchschnitt-
lichen Integrations voraus -

setzungen geringer sind.

(Quelle: Vortrag Heyn, empirica ag)

Verteilung von Fokuswohnquartieren 
nach Gemeindetypen und Quartierstypen
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• Über den Mietpreis werden für bestimm-
te Gruppen Zugangsmöglichkeiten auf
den Markt reguliert. Die Studie zeigte
aber auch, dass z.B. in ostdeutschen
Städten trotz entspannter Wohnungs -
märkte, auf denen viele (preislich attrak-
tive) Ausweichquartiere zur Verfügung
standen, sehr hohe Segregationsziffern
auftraten. Neben den Wohnungsmarkt -
bedingungen und der Preispolitik gibt es
auch andere Faktoren, die Segregation
beeinflussen. 

• Hier spielen bewusste Wohnstand ortprä -
ferenzen (z.B. auch bei der Wahl der
Schule) von Personen mit und ohne Mi -
gra tionshintergrund bei der Ent schei -
dung für oder gegen ethnisch geprägte
Wohnquartiere eine Rolle. Auch diese
Präferenzen sind wieder mit Push- und
Pull-Faktoren versehen.

• Außerdem gibt es eine Facette von – in
Einzelfallstudien aufgezeigten – indi vi du -
ellen Diskriminierungseffekten, die Se -
gregationserscheinungen beeinflussen.

10

Folgewirkungen

Erhöhte schulische Segregation
wirkt bisher als starke
Bildungsbarriere 

In Groß- und Mittelstädten übersteigt die
ethnische Segregation an Grundschulen die
ungleiche ethnische Wohnverteilung.
Dabei wird die residentielle Segregation
durch das Schulwahlverhalten der Eltern
noch verstärkt. Außerdem wird dieser Fak -
tor noch durch andere Faktoren überlagert. 
Durch die PISA-Studie 2000 sind Schwä -
chen des deutschen Bildungssystems mit
Blick auf die Chancengleichheit der Kinder
und Jugendlichen unterschiedlicher Her -
kunft stärker ins öffentliche Blickfeld ge -
rückt worden. Ebenso sind die ungleichen
Kom petenzwerte von Schülern – abhängig
von dem Migrantenanteil in den Klassen –
aufgezeigt worden. 

Aktuelle Wohnungsmarkttrends

Aktuelle Wohnungsmarkttrends in
den 100 größten Städten

In dem untersuchten Segment der familien-
geeigneten Wohnungen (mind. 75 qm,
mind. 3 Zimmer) sind steigende Preise in
Folge von Angebotsknappheit und gleich-
zeitig steigender Nachfrage zu beobachten;
30-60 % des Wohnungsangebotes sind für
Familien geeignet. Dabei handelt es sich
nicht um ein generelles Großstadt phä no -
men, sondern es sind erhebliche regionale
Unterschiede zu beobachten. In vielen der
betrachteten Städte ist der Anteil der mit
geringem Einkommen finanzierbaren fami-
liengeeigneten Wohnungen extrem gering,
z.T. liegt er bei nur 15 %. Als Folgerungen
ergeben sich daraus:

Bei einem hohen
Schüleranteil mit
Migrationshintergrund
wird der Abstand zum
durchschnittlichen
Kompetenzniveau 
sehr hoch.

(Quelle: Vortrag Heyn, empirica ag)

In Nachbarschaften mit einem hohen Anteil von Migrantinnen und Migranten 
sind die durchschnittlichen Integrationsvoraussetzungen geringer
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• Große sozialräumliche Unterschiede in
den Städten.

• Familien- und Bildungssegregation for-
dern v.a. die Schulen heraus, denen sich
die Kommunen mit vielfältigsten An -
stren gungen annehmen. Kooperationen
zwischen Schulen und z.B. der Woh -
nungs  wirtschaft sind sehr zeit- und ma -
na gementintensiv und hängen von einer
engagierten Schulleitung inkl. Kollegium
ab, dürfen gleichzeitig aber nicht zu
Überforderung führen.

• Der aktuelle Wohnungsmarktzyklus ver-
stärkt in vielen Städten (in den wachsen-
den und denen mit knappem Wohn -
raum) die vorhandene soziale Segrega -
tion von Familien, weil es hier an Alter -
nativen fehlt.

Strategien und Maßnahmen

Kommunale Strategien und
Maßnahmen

Die befragten kleineren Kommunen mes-
sen der Integration auf Quartiersebene aus
gesamtstädtischer Sicht eine hohe Relevanz
zu. Die größeren Städte hatten bereits
Konzepte und Maßnahmen auf Stadtteil -
ebene erarbeitet, während bei kleinen
Städten und Gemeinden Quartierskonzepte
noch die Ausnahme waren. Als typische
Konzepte und Maßnahmen im Themenfeld
Integration und Stadtent wick lung wurden
genannt:
• Steuerung mit Integrationskonzepten,

Sozialer Stadt, Dialogprojek ten/Netz werk   -
aufbau, Integrationslotsen/-mentoren

• Soziale und kulturelle Infrastruktur:
Quartierszentren, Kinder- und Jugend -
treffs, Elterncafés, Integrationsbüro 

• Beteiligung an Wohnumfeldmaßnah -
men, Internationale Gärten; seltener:
Steu erung der Wohnsitznahme bei
Flüchtlingsfamilien (Wohnsitzberatung

ist als Steuerungsinstrument und Ange -
botsvermittlung aus Sicht der Kommu -
nen hilfreich) 

• Sprachförderprojekte, Elternlotsen, Frau -
en  frühstück

• Berufliche Orientierung und Weiter bil -
dung, Berufsberatung, Jobfit, För de rung
von Migrantenunternehmen

• Ehrenamtsmanagement, Gesund heits -
pro jekte 

Trotz der Vielfalt an Maßnahmen wird deut-
lich, dass die Wohnungswirtschaft bzw. die
Wohnraumwahl zum Zeitpunkt der Studie
noch selten ein zentrales Thema für die
Kom munen ist.

Hindernisse aus Sicht 
kleiner Städte und Gemeinden 

• Finanzielle Hürden wie Mangel an
Haus  halts- und Fördermitteln wurde von
fast der Hälfte der Kommunen be nannt.

• 11 % bemängelten fehlende politische
Einigkeit über Integrationsziele, auch
 seitens der engagierten Kommunen.

• Darüber hinaus wurde allgemein man-
gelndes Engagement der Zivilgesell -
schaft be klagt.

(Quelle: Vortrag Heyn, empirica ag)

Hindernisse aus Sicht kleiner Städte und Gemeinden
Frage: Welche Umstände stehen in Ihrer Kommune weitergehenden Aktivitäten
im Integrationsbereich entgegen?

A
nt
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l i

n 
%

N=28, Mehrfachnennung möglich

Quelle: Auswertung der empirischen Bestandsaufnahme 2008, schriftliche Befragung von 108 kleinen Städten/Gemeinden
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Herausforderungen bestehen immer noch
bzgl. „Bündelung“ und ressortübergreifen-
der Kooperationen (insbes. im Schul be -
reich). Schwierig sind Themen der Beob -
achtung und Bewertung (Monitoring, Eva -
luierung). Die Diffusion „erprobter Lösun -
gen“ in einer Stadt oder in Einrich tungen ist
immer noch schwierig – oftmals werden
„Sondersituationen“ als Grund herangezo-
gen. 
Besonders in Altbauquartieren herrschen
unterschiedliche Eigentümerzusammen -
setzungen vor. Kooperationen mit Woh -
nungsunternehmen und v.a. mit Einzel -
eigentümern bedeuten einen erhöhten
Kommunikationsaufwand, den viele Kom -
mu nen generell noch scheuen.
Akute Hilfe bei der aktuellen sehr ange-
spannten Situation könnte ein „Um zugs -
wohngeld“ darstellen. Eine solche individu-
elle Soforthilfe wäre v.a. für Familien hilf-
reich, die sonst nicht die Möglichkeit
haben, derzeit auf dem Wohnungsmarkt
adäquaten Wohnraum zu finden.

12

Fazit 

Es besteht weiterhin Handlungsbedarf
durch eine Überlagerung von ethnischer
Segregation mit Armutssegregation auch in
sozialräumlicher Dimension – insbesonde-
re aufgrund der schwierigen Situation bei
Familien auf dem Wohnungsmarkt und den
Folgewirkungen auf den Themenkomplex
Bildung und das Hineinwachsen in die
Gesellschaft.
Neben allgemeinen Integrationsstrategien
und -maßnahmen (insbes. Sprach förde -
rung, Bildungs- und Beschäftigungspolitik)
haben stadtteilbezogene Ansätze zur
Integration zunehmende Bedeutung.
Das Wohn- und Lebensumfeld und das
nachbarschaftliche Zusammenleben sind
mitentscheidend für Erfolg und Verlauf von
Integrationsprozessen. Daher sind Inte -
grations- und Stadtentwicklungspolitik als
fachübergreifende Querschnittsaufgaben
zu verstehen.
Das Einzelprogramm „Soziale Stadt“ hat
einen sehr hohen Stellenwert; neben dem
finanziellen Mehrwert wird in den Kom -
munen durch das Programm auch struk -
turell einiges angeregt.
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Die Studie 

Ich berichte aus einer qualitativen Studie,
die ich zusammen mit Andrea Jansen und
Ayça Polat in Hannover durchgeführt habe.
Unsere Fragestellung lautete, an welchen
subjektiven und gesellschaftlichen Faktoren
sich Prozesse der Integration bzw. der
Ausgrenzung bei türkischen Migranten der
zweiten Generation entscheiden. 
Integration, im Sinne von Teilhabe an den
zentralen Kernbereichen der Gesellschaft,
verstehen wir als einen zweiseitigen Pro -
zess, der in unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Bereichen wirksam ist. Bildung ist
ein zentraler Bereich. Wir haben die Be -
reiche Arbeit, Wohnen und soziale Netz -
werke untersucht.
Methodenschwerpunkt der qualitativen
Studie waren sechzig Interviews mit
Migranten türkischer Herkunft der zweiten
Generation im Alter ab 25 Jahren mit
Haupt schulabschluss. Außerdem wurden
40 Interviews mit Gatekeepern des Arbeits-
und Wohnungsmarktes geführt. Gatekeeper
sind Personen, die aufgrund ihrer berufli-
chen Situation über den Zugang zu Märk -
ten und über die Platzierung in diesen ent-
scheiden. Auf dem Arbeitsmarkt sind das
entweder die Unternehmer selbst oder –
bei größeren Unternehmen – die Personal -
chefs; auf dem Wohnungsmarkt sind es die
Vermieter sowie die Sachbearbeiter oder
Geschäftsführer von Wohnungsbaugesell -

schaften, Genossenschaften usw., die über
die Vergabe der Wohnung entscheiden. 

Zur Wohnsituation türkischer
Migranten 

Gemessen an den gängigen Indikatoren wie
Ausstattung der Wohnung, Wohnfläche pro
Kopf, Eigentümeranteil, Mietpreise etc. hat
sich die Wohnsituation von Migranten seit
den 1990er Jahren verbessert. Es gibt eine
Tendenz zur Annäherung der Wohnverhält -
nisse von türkischen Migranten an den
gesellschaftlichen Durchschnitt, aber von
einer Angleichung kann noch nicht die
Rede sein. Denn nach wie vor gibt es noch
Probleme der Unterversorgung und
Benachteiligung von Migranten; dies zeigt
sich v.a. in einer geringeren Wohnfläche,
geringerem Wohnflächenzuwachs und
einer höheren Miete pro Quadratmeter. 

Zur Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt –
Integrations- und Ausgrenzungsprozesse 
bei türkischen Migranten der zweiten Generation

Dr. Norbert Gestring
Institut fur Sozial  w is -

senschaften - Arbeitsgruppe
Stadtforschung an der Carl
von Ossietzky Universität 

in Oldenburg

Gestring, Norbert, Andrea
Janßen & Ayça Polat 2006:

Prozesse der Integration und
Ausgrenzung. Türkische
Migranten der zweiten

Generation. 
Wiesbaden: VS Verlag

Dr. Norbert Gestring
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Zur Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt 

Einige Thesen zur Erklärung 

Für diese unterdurchschnittliche Wohnver -
sorgung von Migranten gibt es eine Vielzahl
von Erklärungen. 
• Eine Integration im Sinne einer vollstän-

digen Angleichung von Migranten an die
nicht-migrantische Bevölkerung ist nicht
zu erwarten, weil es unterschiedliche
Formen der Migration gibt und nicht alle
Zuwanderer eine dauerhafte Immigra -
tion anstreben. Es gibt auch Migranten,
die nur für einen befristeten Zeitraum in
einem anderen Land leben und sich
dementsprechend auf dem Wohnungs -
markt anders bewegen als diejenigen,
die dauerhafte Einwanderer sind. 

• Der Prozess der Integration im Bereich
Wohnen hängt in hohem Maße von der
sozioökonomischen Lage der Migranten
ab.

• Migranten haben eine andere Alters -
struktur als Herkunftsdeutsche und ver-
teilen sich regional anders: Sie sind im
Durchschnitt jünger als die Herkunfts -
deutschen. Die beste Wohnversorgung,
gemessen an der Wohnfläche pro Kopf,
haben die älteren deutschen Haushalte.
Migranten haben im Vergleich häufiger
Kinder, d.h. sie leben häufiger in
Familienhaushalten. Auch die Regional -
ver teilung ist eine andere, d.h. Mi gran ten
leben zu einem größeren Anteil in Groß -
städten, in denen das Wohnen über -
 durchschnittlich teuer ist.

• Der Prozess der Integration wird beein-
trächtigt durch eine Verknappung des
An gebots im Segment der preiswerten
Mietwohnungen sowie durch Diskri mi -
nierung.

Definition von Diskriminierung 

Unter Diskriminierung verstehen wir die
Benachteiligung von Individuen aufgrund
der Zugehörigkeit zu einer Gruppe; man
müsste genauer sagen: aufgrund der zuge-
schriebenen Zugehörigkeit. Wenn jemand
einen türkisch klingenden Namen, schwar ze
Haare und einen etwas dunkleren Teint hat,
dann wird er der Gruppe der Türken zuge-
schrieben. Ob er sich selbst so sieht, wenn er
hier geboren ist, ist eine andere Frage. 
Wir haben die Migranten nach ihren
Diskriminierungserfahrungen gefragt.
Wenn Erfahrungen vorlagen, kamen
Berichte aus dem öffentlichen Raum,
während die Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt für die Betroffenen weit-
gehend unsichtbar bleibt. Zwei Interviewte
haben bei der Wohnungssuche zur
Methode des Selbst- oder Laientestings
gegriffen und einen deutschen Freund
gebeten nachzufragen, ob die Wohnung,
für die sie eine Absage erhalten hatten,
noch zu haben sei. Mit dem Ergebnis, dass
die Wohnung noch frei war – obwohl der
In terviewte vorher schon eine Absage
wegen Nichtverfügbarkeit bekommen
hatte. Aber in der Regel erfahren die Be trof -
fenen das nicht selbst, so dass mit Betrof -
feneninterviews dieser Frage kaum auf die
Spur zu kommen ist. Deswegen sind
Studien wie das Testing des Planerladens
sehr hilfreich, um Diskriminierung zu
unter  suchen. 

Das Sample der Gatekeeper 
des Wohnungsmarkts

Daneben wurden auch diejenigen befragt,
von denen Diskriminierung ausgehen kann
– die Gatekeeper des Wohnungsmarkts. In
Hannover wurden 19 Interviews mit Ver -
tretern vom Wohnungsamt, von Woh nungs -
verwaltungen, Wohnungsgenossenschaften
(mit Beständen von 200 bis 8.500
Wohnungen) und Wohnungsgesellschaften

14
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(mit Beständen von 1.500 bis 17.500
Wohnungen) geführt. Private Einzel eigen -
tümer wurden nicht befragt. Insgesamt hal-
ten die Unternehmen 23 % der Mietwoh -
nungen Hannovers und 70 % der Beleg -
rechtswohnungen im Bestand, so dass die
Gatekeeper einen massiven Einfluss auf das
Geschehen am Wohnungsmarkt in Han no -
ver haben. 

Kriterien der Gatekeeper bei der
Mieterauswahl

• Das wichtigste Kriterium ist das Ökono-
mische: SCHUFA-Abfrage, geregeltes Ein -
kommen und sicheres Arbeits ver hältnis.

• Auch ethnische Kriterien spielen eine
Rolle: Wohnungsgesellschaften und Ge -
nossenschaften bevorzugen bei qualita-
tiv hochwertigen Wohnungsbeständen
und insbesondere bei Neubaubeständen
Herkunftsdeutsche. 

• Eine Quotierung der Mieterschaft in
einem Wohnhaus orientiert sich an der
ethnischen Zugehörigkeit, d.h. der Anteil
von Migrantenhaushalten soll einen
bestimmten Wert nicht überschreiten:
Quo  tierungswerte von ein Drittel Mi -
gran ten- zu zwei Drittel deutschen
Haushalten sind häufig. Die Chance der
Umsetzung solcher Quoten ist abhängig
von der Attraktivität der Bestände (auch
für Herkunftsdeutsche) und der konjunk-
turellen Lage auf dem Wohnungsmarkt.
Bei entspannten Wohnungsmärkten sind
Quotierungen schwer einzuhalten, weil
andernfalls Leerstand drohen würde.

Begründungen der Gatekeeper für
Benachteiligung, Diskriminierung
und Quotierung

• Ökonomische Folgewirkungen sind die
zentrale Begründung: Bei einem hohen
Migrantenanteil in ei nem Mietshaus
werden Probleme der Ver miet barkeit be -
fürch tet. Deut sche Mieter – so die

Vorstellung der Gatekeeper
– meiden Wohn häuser mit
hohem Migrantenanteil und,
wenn es möglich ist, auch
ethnisch gemischte Viertel.
D.h., aus der Sicht der Gate -
keeper ist ein solches quotie-
rendes und damit diskrimi-
nierendes Verhalten öko  no -
misch rational. 

• Außerdem wird mit den so -
zialen Folge wir kun gen argu-
mentiert: Gatekeepern geht
es darum, Konflikte zu ver-
meiden, d.h. Be schwerden
herkunftsdeutscher Mieter
über Verhaltensweisen von Nachbarn
mit Migrationshintergrund zu minimie-
ren. Denn: „Konfliktschlichtung ist un -
heimlich schwierig“. Um diese erst gar
nicht entstehen zu lassen, wurde in fast
jedem Interview darauf hingewiesen,
dass die Zusammensetzung in den Häu -
sern „passen muss“.

• Es herrscht immer noch die Meinung vor,
dass ein Haus mit nur migrantischen
Mietern (z.B. mit türkischem Migra tions -
hintergrund) problematisch ist, da da -
durch die Integration erschwert würde.
Im umgekehrten Fall, ein Haus mit aus-
schließlich deutschen Mittelschichts -
haushalten, sieht niemand Integrations -
probleme.

• Das Beispiel einer kleineren befragten
Wohnungsgenossenschaft zeigt einen
alternativen Weg auf, bei dem die ethni-
sche Zugehörigkeit keine Rolle spielt:
Bei freiwerdenden Wohnungen werden
die Mieter nach potenziellen Nach mie -
tern aus ihrem sozialen Umfeld gefragt.
Die Erfahrungen mit den daraus resultie-
renden sowohl ethnisch gemischten als
auch homogenen Hausgemeinschaften
sind gut.

• Darüber hinaus gibt es auch einzelne
rassistisch denkende Menschen unter
den Wohnungsvermittlern, die persönli-

Wenn ein Mietshaus erst
einmal einen hohen

Migrantenanteil hat, wird
davon ausgegangen, dass
dann „da kein Deutscher

mehr hin will“. 
(Zitat eines Gatekeepers)

Dr. Norbert Gestring
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che Aversionen gegen Migranten und
insbesondere gegen Migranten türki-
scher Herkunft haben. Das stellt jedoch
nicht das zentrale Problem bei der
Wohnungsvermittlung dar.

Folgen der Diskriminierung 
für Migranten

• Mit der Vermietung hochwertiger
Bestände vornehmlich an Deutsche geht
eine qualitative Verschlechterung der
überhaupt zugänglichen Wohnungen für
Migranten einher. Insgesamt wird das
Wohnungs markt segment, das Migranten
zugänglich ist, willkürlich und zusätzlich
verengt. Der Ausschluss aus bestimmten
Standorten durch Mechanismen des
Woh nungsmarktes verhindert freiwillige
Segregation.

• Eine wichtige Wohnpräferenz der
Befragten war der Wunsch, in der Nähe
der Eltern zu wohnen, um die familiären
Netze nutzen zu können. Demnach trug
nicht der hohe Anteil der in dem
Quartier lebenden türkischen Migranten
zur Standortentscheidung bei, denn tür-
kische Migranten sind – entgegen der all-
gemein vorherrschenden Vorstellung –
keine in sich homogene Community, die
sich parallelgesellschaftlich organisiert.
Wenn die Standortent scheidungen auf-
grund von Quotierung beeinflusst wer-
den, wird damit gleichzeitig die Leis -
tungs fähigkeit der sozialen Netz wer ke
der Bewohner geschwächt.

• Schließlich erhöht die Quotierung auch
die Abhängigkeit von der Konjunktur des
Wohnungsmarkts: In Zeiten angespann-
ter Wohnungsmärkte ist die Wohnungs -
suche gerade für einkommensschwäche-
re Haushalte sehr schwierig. In dieser
Situation sind auch Quoten leichter
durchzusetzen, so dass Migranten dann
doppelt benachteiligt werden.

Argumente gegen die
Diskriminierung durch
Quotierungen

• Quotierungen haben negative Folgen für
die Integration von Migranten auf dem
Wohnungsmarkt ebenso wie für ihre
sozialen Netzwerke.

• Ein zentrales Problem ist bei der Sicher -
stellung ethnisch ausgeglichener Wohn -
verhältnisse durch Quotierung die ethni-
sche Hierarchisierung der Wohnungs -
suchenden durch die Gatekeeper.

• Gatekeeper definieren ethnische
Zugehörigkeit, wobei sich die Frage
stellt: Wer ist ein „Türke“? Unter schied -
liche Biografien und Selbstdefinitionen
der Menschen, die einen türkischen
Migrationshintergrund haben, führen
dazu, dass sie – teilweise in der dritten
Generation hier lebend – sich selbst gar
nicht mehr als „Türke“ definieren, aber
von außen immer wieder darauf festge-
legt werden. 

• Ein Paradox, das schon die Studie „Über-
forderte Nachbarschaften“ (GdW, 1998)
kennzeichnete, wurde auch bei den
Interviews mit den Gatekeepern deut-
lich: In den besonders sozial benachtei-
ligten Quartieren sind die migrantischen
Familien meist die stabilisierenden
Faktoren – „Gute ausländische Familien
und deutsche Alkoholiker“ (Zitat eines
Gatekeepers); d.h. migrantische Familien
sind oft die stabilsten in sozial benach-
teiligten Quartieren. Zugleich wird
sowohl bei den Gatekeepern als auch in
der GdW-Studie die Quotierung befür-
wortet. 

• Es gibt jedoch keine sozialwissenschaft-
lich gesicherten Erkenntnisse über die
Zusammensetzung „guter“ Stadtviertel
nach nationalen oder ethnischen
Kriterien, an denen sich eine Quote für
eine „gute Mischung“ orientieren kann.
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den Verband ist: Denn die Quote gibt es
nicht, da es keine verlässliche Definition ei -
ner gesunden Mischung gibt, wie Dr.
Gestring bereits ausführte. Auf einem Kon -
gress des VdW zum demografischen Wan -
del wurde 2002 die Formel „weniger, älter,
bunter“ geprägt – bunter = Vielfalt. 

Interkulturelle Bildung

Seitens des Verbandes haben wir interkultu-
relle Bildung und Schulung von Mit ar -
beitern schon sehr früh als wichtigen Bau -
stein der Integrationsarbeit erkannt. 
Eine Ausbildungs- und Fortbildungsein rich -
tung bietet seit sieben Jahren Seminare zur
interkulturellen Schulung von Mitarbeitern
an. Viele Unternehmen nutzen diese An -

Kommentar aus der Wohnungswirtschaft
Roswitha Sinz

Herzlichen Dank für die Einladung.
Kooperationspartner bin ich gerne. Ich
spreche für den Verband der Woh nungs -
wirtschaft (VdW) Rheinland Westfalen,
dem 460 Wohnungsunternehmen, zu etwa
zwei Drittel Genossenschaften, mit rd. 1,1
Mio. Wohnungen (= 20 % des
Mietwohnungsbestandes) angehören. Fast
alle kommunalen Wohnungsunternehmen
zählen zu den Mitgliedern. Historisch
bedingt sind auch die Unternehmen der
Privatwirtschaft mit großen Wohnungs be -
ständen vertreten, wie z.B. Vivawest
Wohnen oder Deutsche Annington, ebenso
kirchliche Unternehmen wie die Aachener
Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft, fin-
den sich unter den Mitgliedsunternehmen. 
Eingehend auf Aussagen in den Vorträgen
und auch in den Diskussionen, überrascht
es empirisch gesehen nicht, dass in den
Altbaubeständen viele Menschen mit
Migrationshintergrund bei Einzeleigentü -
mern wohnen; das ist für uns nicht neu.

Integration als Thema 
im VdW Rheinland Westfalen 

Der VdW hat 2005/2006 intensiv die
Themen demografischer Wandel und
Integration behandelt. Auf einem zweitägi-
gen Fachkongress wurde die Frage nach der
Definition von Integration gestellt und wie
folgt beantwortet: Hierbei handelt es sich,
vereinfacht ausgedrückt, um einen zweisei-
tigen Prozess. Als Ergebnis wurde seitens
des Verbandes verabschiedet und von der
Mehrheit der Unternehmen mitgetragen,
dass Quotierung nicht das geeignete Mittel
für Integration und daher kein Thema für

Roswitha Sinz
Verband der Wohnungs- und

Immobilienwirtschaft
Rheinland Westfalen e.V.

Frau Sinz leitet dort die
Abteilung „In te ressen -

 vertretung”, u.a. mit dem
Referat Wohnungs  politik und

Stadtentwicklung.
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gebote und beschäftigen Menschen mit
Migrations hintergrund im Bereich von
Nach   barschaften in den Quartieren genau
aus diesem Grunde. 

Stabile Nachbarschaften

Wir sehen unsere Aufgabe darin, stabile
Nachbarschaften zu schaffen. Vor diesem
Hintergrund haben wir uns ganz intensiv
dem Thema Bildung gewidmet, denn über
die Wohnadresse erfolgt häufig Stig -
matisierung. Das haben auch empirische
Studien belegt (z.B. Hartmut Häußermann
in Berlin): Menschen verlassen solche stig-
matisierten Quartiere, um ihre Kinder auf
anderen Schulen unterzubringen. Auf
einem Fachkongress 2006 haben wir uns
mit dem Zusammenhang von Bildung und
Adressbildung befasst – das war damals
noch ein ungewohntes Thema. Heute gibt
es positive Beispiele aus der Praxis, wie z.B.
in der Dortmunder Nordstadt oder in dem
Soziale Stadt-Programmgebiet Köln-Kalk. 
Bei der Auseinandersetzung mit dem
Thema ist auch immer ein Miteinander mit
der Kommune wichtig. Dortmund ist ein

gutes Beispiel für die Verknüpfung: Bei der
Frage der Nachbarschaftsbildung ist die
Zusammenarbeit in den Quartieren mit
den jenigen, die den Wohnungszugang er -
möglichen, entscheidend. Dank der Quar -
tierskonzepte und der Moderation der Ver -
waltung gelingt dies hier gut; das ist noch
längst nicht in allen Kommunen der Fall.
Die Handlungsebene ist kleinräumig in den
Quartieren zu verorten und auf dieser
Ebene muss die Kommune mit ins Boot
geholt werden.
Das Thema der sozialen Segregation über-
lagert unserer Meinung nach die Anfor -
derungen an die Wohnungswirtschaft. Die
Frage lautet, wie diese Quartiere aus der
Chancenarmut herausgeholt und in eine
Stabilität gebracht werden können – im
Sinne einer Chancengleichheit unabhängig
von der Herkunft. Dazu gilt es zu definie-
ren, was stabile Nachbarschaften ausmacht
und welche Spielregeln für das Miteinander
im Hinblick auf eine Unterstützung der
Unternehmen bzw. der Gatekeeper aufzu-
stellen sind. Ich wünsche mir, dass wir
heute der Frage nachgehen, wie diese Aus -
gestaltung aussehen kann.

Ein kurzer Rückblick: In den 1970er/80er-
Jahren war ich bei der Wohnungsbelegung
im Kölner Severinsviertel beteiligt. Anstelle
einer Quote wurde durchaus nach Wohn -
präferenzen gefragt und agiert. Die sen
Wünschen nachgehend, sind neue Nach -
barschaften entstanden – sowohl ethnisch
gemischte als auch homogene Quartiere.
Ich habe mir dabei nicht angemaßt zu
beurteilen, was richtig und was falsch ist. 
Ob es dann immer richtig war? Ein bisschen
Naivität war sicherlich manchmal dabei.

Bernhard von Grünberg, 
Vorsitzender des Deutschen
Mieterbundes NRW
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Segregation in Deutschland und
ihre Phänomene 

Der Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung legt offen, dass unter der
Armutsbevölkerung 50 % einen Migrations -
hintergrund haben. Damit sind die Quoten
doppelt so hoch wie bei der Gesamtbe -
völkerung. Somit überraschen die hohen
Migrantenanteile in den sog. benachteilig-
ten Quartieren, in denen ein Großteil der
sozial Schwachen lebt, auch nicht. 
Ebenso hat die unterschiedliche Alters struk -
tur Auswirkungen auf die Wohnungssuche.
Anlässe für eine Wohnungssuche sind übli-
cherweise der Auszug aus dem Elternhaus,
der Versuch sich nach einigen Jahren zu
eta  blieren oder die Zuwanderung aus
einem anderen Land. Unter den Woh -
nungs suchenden sind somit viele junge
Menschen und durch die zunehmende
Zuwanderung auch ein hoher Anteil von
Migranten, die über die Hälfte der
Wohnungssuchenden in den niedrigpreisi-
gen Wohnungsmarktsegmenten ausma-
chen. Das muss bei der Diskussion über
Maßnahmen der sinnvollen diskriminie-
rungsfreien Unterbringung dieser Gruppe
auf dem Wohnungsmarkt beachtet werden.
Ein Teil des Problems hängt mit den
Bildungsunterschieden zusammen. Die
Wohnungsvergabe bei jungen Menschen
richtet sich jedoch nicht nur nach dem
Bildungshintergrund und der Arbeit, son-
dern auch nach den wirtschaftlichen
Zukunftsperspektiven. Häufig wird dies
durch die Abfrage einer Bürgschaft durch
die Eltern abgefedert. Diese Aspekte sind
für einen Großteil der Personen mit Migra -
tionshintergrund problematisch und kön-
nen damit diskriminierende Auswir kungen
bei der Wohnungsvergabe haben. Segre -
gation ist unter diesen Umständen nicht nur

Produkt individueller, nicht steuerbarer
Wohn  ortentscheidungen, sondern ist stark
durch die sozialen Strukturen und die Struk -
 turen der Wohnungssuchenden geprägt.

Kritik an der
(gesellschaftlichen/politischen)
Definition von Integration 

Ich möchte an dieser Stelle auf die Kritik an
unserer eigenen Definition von „Inte gra -
tion“ und an dem Begriff „schwache Inte -
grationsvoraussetzungen“ eingehen, die
Herr Heyn in seinem Vortrag auch erwähnt
hatte. Das hängt miteinander zusammen,
weil wir in der politischen Debatte Inte -
gration im Endeffekt auf den sozialen
Aufstieg verkürzen. Gesamtwirtschaftlich ist
das richtig und sinnvoll, aber individuell,
auf einzelne Personen bezogen nicht, da
der Integrationserfolg hier nicht an einem
bestimmten Einkommen oder einem be -
stim mten Bildungsstand festgemacht wer-
den kann.  

Kommentar aus der Verwaltung
Dr. Andreas Kapphahn

Dr. Andreas Kapphan
Senatsverwaltung für Arbeit,

Integration und Frauen in
Berlin, Abteilung der

Beauftragten des Berliner
Senats für Integration und

Migration
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In entsprechenden Diskursen muss auch
der Frage nachgegangen werden, wie eine
erfolgreiche Integration von Menschen mit
geringem Bildungsstand oder schwächeren
Einkommenssituationen aussieht.

Wohnungswirtschaft und Politik

Wir sprechen heute über den Wohnungs -
markt für Haushalte mit niedrigem und mitt -
 lerem Einkommen. Zu dem unteren Preis -
 segment gehören die von den Gesell -
schaften und Genossenschaften verwalteten
Bestände ebenso wie die vieler Ein zel -
eigentümer. Ein hoher Anteil von Mi gran ten
wohnt bei diesen Einzeleigen tümern, die
nur schwer in den politischen Prozess ein-
zubinden sind. In Berlin und anderen
Großstädten ist der Anteil in der letzten
Dekade aufgrund steigender Einwohner -
zahlen rückläufig, da sich die Einzelei gen -
tümer stärker marktwirtschaftlich aufgestellt
oder aufgrund des Drucks auf dem
Wohnungsmarkt ihre Immobilien verkauft
haben. Infolgedessen werden Migranten -
familien aus den Beständen verdrängt und
orientieren sich in Richtung der Gesell -
schaften und Genossenschaften, wodurch
eine zusätzliche Herausforderung entsteht.
Auf dem Wohnungsmarkt konnte in den
letzten zwanzig Jahren als grundsätzliches
Phänomen beobachtet werden, dass sich die
Eigentümerstruktur von einer Klein eigen tü -
merstruktur hin zu Anlegerfonds und größe-
ren Unternehmensverbünden entwickelt
hat. Das ist kein individueller Fall für Ber -
lin, sondern eine grundsätzliche Linie.

Einflussmöglichkeiten

Es ist ein Trend ablesbar, dass sich die unter-
schiedlichen Gebietstypen in der Zukunft
än dern werden. Über verschiedene Kon zep -
te, wie Quartiers- oder Stadtent wick lungs -
konzepte (z.T. mit Bezug zum Themen be -
reich Wohnen), Integrations kon zepte, Anti -

diskri minierungspläne u.ä., ist es möglich,
Einfluss zu nehmen. Auch über öffentlich
geförderten Wohnungsbau oder Politiker in
ihren Funktionen in Aufsichts räten von kom-
munalen Wohnungsbau gesellschaften ist
direkte Einflussnahme möglich. Wir sollten
nach allen Möglich keiten suchen, die darü-
ber hinaus denkbar sind.

Diskriminierung auf einem Markt
knapper Güter

Auf dem Wohnungsmarkt ist die Frage nach
den Vergabekriterien gesellschaftlich bri-
sant, weil sich Diskriminierung hier nur
dadurch abbildet, was nicht geschieht. Es
ist schwieriger darzulegen, warum das
Mietverhältnis nicht zustande gekommen
ist. Es müsste auch bei den Gesellschaften
und Genossenschaften genauer analysiert
werden, inwieweit die Entscheidung der
Vermittler auch gesamtgesellschaftlich eine
bestimmte Wirkung hat.

Auf dem richtigen Weg, 
aber noch nicht am Ziel 

Genauso wie im integrationspolitischen
Bereich muss es auch hier um interkulturel-
le Öffnung, Willkommenskultur und eine
diskriminierungsfreie Gesellschaft, in der
alle die gleichen Rechte und die gleichen
Chancen haben, gehen. Antidiskrimi nie -
rungs politik ist keine Politik für eine be -
stimmte Klientel, sondern ihr muss eine
gesamt gesellschaftliche Vorstellung zugrun-
de liegen. Entscheidungen für die Zukunft
müssen auch die Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels im Blick haben. In die-
sem Zusammenhang sind Schulungen und
klare Vorgaben oder eine „Gebrauchs -
anweisung“ für die sog. Gatekeeper nötig,
damit diese nicht Opfer ihrer eigenen nor-
mativen Vorstellungen werden und dadurch
Diskriminierung Vorschub leisten.
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Kontext

Der Nationale Integrationsplan 

Der Nationale Integrationsplan wurde 2007
im Anschluss an die Arbeit der Exper ten -
kommission „Zuwanderung“ der Bun des -
 regierung, des Projektes „Zuwanderer in
der Stadt“ der Schader-Stiftung und ihrer
Verbundpartner sowie des Integrations -
gipfels 2006 der Bundeskanzlerin ver ab -
schie det. Er differenziert Strategien zur Inte -
gration des Bundes, der Länder und der
Bundesvereinigung der kommunalen Spit -
zenverbände sowie der unterschiedlichen
Sozialpartner in zehn Themenfeldern. Trotz
der unbestrittenen Relevanz für die struktu-
relle Integration ist das Thema „Woh  nen“
dort dem Themenfeld Nr. 5 „Integration vor
Ort unterstützen“ untergeordnet. In diesem
Themenfeld geht es u.a. um die „Inter -
kulturelle Öffnung der Ver waltung, Ein rich -
tungen, Dienste und Unternehmen vor Ort“

Kontext der freiwilligen Selbstverpflichtungen –
Einführung in die Sessions

Prof. Dr. Reiner Staubach

Prof. Dr. Reiner Staubach
Vorstandsmitglied des

Planerladen e.V. 
und Hochschullehrer 

an der Hochschule 
Ostwestfalen-Lippe

Das Antidiskriminierungsprojekt
des Planerladen e.V.

Das Integrationsministerium des Landes
NRW fördert seit 1997 das zunächst als
Modellprojekt gestartete Antidiskriminie -
rungs projekt im Wohnbereich. Mit Blick
auf die im gleichen Jahr von den EU-Mit -
glieds staaten unterzeichneten Amsterdamer
Verträge hat das Bundesland bereits damals
vorausschauend und proaktiv in Richtung
Antidiskriminierungsgesetzgebung gearbei-
tet. Die (partielle) Umsetzung auf Bun des -
ebene erfolgte jedoch erst 2006. Das Mo -
dell projekt ist inzwischen in eine Regel -
förderung als eine von fünf Ser vicestellen
für Antidiskriminie rungs arbeit übergegan-
gen, die in die Struktur der über 130 Inte -
grationsagenturen NRWs eingebettet sind.
Die Servicestellen arbeiten zusammen in
dem regionalen Antidiskri mi nierungs -
netzwerk „NRW-gegen-Diskri mi nie rung“.
Die besonderen Themen dieser regional
ausgerichteten Integrationsagentur mit spe-
zieller Servicefunktion im Bereich „Woh -
nen“ sind die Antidiskriminie rungs arbeit,
die Sensibilisierung relevanter Ak teure auf
dem Wohnungsmarkt sowie Impulsge -
bungen zur interkulturellen Öffnung von
Institutionen und zur Vernetzung sektoraler
Fachdiskurse wie z.B. Soziale Stadt, Stadt -
umbau und KOMM-In-Projekte, deren
Projekte oftmals nur der spezifischen Pro -
grammlogik folgen, untereinander aber nur
selten Berüh rungs punkte haben. So ent-
steht ein Blick über den Tellerrand und die
Verknüpfung der Projekte und Aktivi täten
mit den sonstigen integrationsrelevanten
Aktivitäten des Pla ner laden e.V. insbeson -
dere im Sozialraum Dortmund-Nordstadt. 

(Quelle: 
Die Bundesregierung
2007: Der Nationale

Integrationsplan)
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sowie den „gesellschaftlichen Zusam men -
halt im Quartier“, wobei Wohn quar tiere als
Orte des Zusam menlebens verstanden wer-
den. Wohnungs politische Akzent setzungen
im eigentlichen Sinne finden sich kaum. 

Integration vor Ort unterstützen

Der Nationale Integrationsplan wurde
schließlich im Jahr 2011 mit dem Nationa -
len Aktionsplan Integration fortgeschrieben.
Darin finden sich nun auch explizit woh-
nungspolitische Themen und Ziele, wie z.B.
den Zugang zum Wohnungsmarkt zu ver-
bessern durch: 
• Erhaltung gemischter Bewohnerstruk -

turen,
• Förderung der Wohneigentumsbildung

und des genossenschaftlichen Wohnens,
• Vorhalten preiswerter Mietwohnungen

durch soziale Wohnungsbauförderung, 
• Ausrichtung strategischer Unterneh -

mens konzepte der Wohnungsunter neh -
men auf eine sozial und ethnisch viel -
 fältige Mieterschaft, 

• interkulturelle Öffnung der Verwaltung,
Einrichtungen, Unternehmen und auch
der organisierten Wohnungswirtschaft.

Das Instrument 
der Selbstverpflichtungen

Der Nationale Integrationsplan bezeichnet
die freiwilligen Selbstverpflichtungen als
ein unverzichtbares Umsetzungsinstru -
ment. Ansätze dafür finden sich insbeson-
dere im Bereich der öffentlichen Gebiets -
körperschaften. Um dort Kontinuität sicher-
zustellen, sollen sozial- und wohnungspoli-
tisch bedeutsame Förderpro gramme wie
die „Soziale Stadt“ weitergeführt werden.
Das KOMM-IN-Programm in NRW wird
hier beispielhaft für eine Zusammenarbeit
auf Landesebene angeführt. Während im
Bereich der Wohlfahrts verbände ebenfalls
vielfältige Ansätze für Selbstverpflichtungen
aufgelistet werden, finden im Bereich der

Wohnungsunter neh men nur die jeweiligen
Spitzenverbände mit zudem recht abstrak-
ten Verweisen Erwähnung. Dies steht in
einem auffälligen Kontrast zu den regional-
lokal mitunter sehr differenzierten integrati-
onsrelevanten Aktivitäten und Projekten der
wohnungswirtschaftlichen Akteure. 

Zugangschancen von Migranten
auf dem Wohnungsmarkt

Im Beitrag von Herrn Heyn wurde deut-
lich, dass ein wesentlicher Teil der schlech-
teren Zugangschancen von Migranten zum
Woh nungsmarkt deren durchschnittlich
niedrigerem sozialen Status geschuldet ist.
Ande rerseits ist das Deutsche Institut für
Wirt schaftsforschung (DIW-Berlin) im Jahre
2001 auf der Basis statistischer Daten mit
Hilfe von Regressionsanalysen zu folgen-
der Schlussfolgerung gekommen: „Aus -
länder sind am Wohnungsmarkt benachtei-
ligt (…), weil sie Ausländer sind“. Und dies
gelte auch trotz gegebener sozialstrukturel-
ler Unter schichtung im Vergleich mit der
entsprechenden statusgleichen Referenz -
be völkerung. Dies bedeutet: Diskrimi nie -
rung von Menschen mit Migrations hinter -
grund spielt beim Wohnungsmarktzugang
durchaus eine Rolle. Zwar finden Auf hol -
ent wicklungen in der Wohnungsver sor -
gung von Migranten statt, aber es sind wei-
terhin z.T. gleichbleibende oder sich sogar
verstärkende Ungleichheitsabstände gege-
ben.

Diskriminierung von Migranten
auf dem Wohnungsmarkt 

Im AGG ist Diskriminierung rechtlich im
Wesentlichen als zielgerichtete, unter-
schiedliche Behandlung von Personen
wegen bestimmter Merkmale und Benach -
tei ligung aufgrund spezifischer Gruppen zu -
gehörigkeit definiert. 
Bei den Beratungsstellen oder auf anony -
men Meldeportalen (wie www.diskriminie-

Eine „Leitlinie unserer
Integrationspolitik 
lautet daher: 
Von jeder und jedem
Selbstverpflichtung in
seinem und ihrem  
Ver ant wortungsbereich
einfordern, denn alle
können etwas zum
Gelingen von Integration
in Deutschland
 beitragen“

(Quelle: Die
Bundesregierung 2007:
Der Nationale
Integrationsplan, S. 10)

„Nachhaltig, wirksam
und konkret wird der
Nationale Integrations -
plan, weil sich alle
Akteure und Akteurinnen
mit eigenen Beiträgen
beteiligen.
Verbindlichkeit erlangt
er durch die rund 400
Selbstverpflichtungen,
die alle Mitwirkenden 
in und für ihren
Zuständigkeitsbereich
eingegangen sind.“

(Quelle: Die
Bundesregierung 2007:
Der Nationale
Integrationsplan, S. 14)
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rung-melden.de) wird allerdings nur die
Spitze des Eisbergs sichtbar, da ethnische
Dis kriminierung in den meisten Fällen ver-
deckt und subtil erfolgt. Häufig sind sich
die Betroffenen selbst gar nicht der Un -
gleich behandlung bewusst. 
Daneben gibt es ein hohes Niveau an
„gefühlter Diskriminierung”, denn laut der
Mehr themenbefragungen der Stiftung Zen -
trum für Türkeistudien und Integrations -
forschung haben 81% der Befragten im all -
täg li chen Leben bereits die Erfahrung von
Ungleichbehandlung gemacht. Das ist eine
wichtige empirische Erkenntnis mit einem
alarmierend hohen Wert, der nicht zwin-
gend der Realität entsprechen muss, aber
ein Gefühl widerspiegelt, das auch die
Integrationsvoraussetzungen und -bereit-
schaft der Zugewanderten beeinflusst.
Dieses Ergebnis wird zudem durch das
Eurobarometer der Europäischen Kommis -
sion und andere Umfragen erhärtet.
Während die „gefühlte Diskriminierung“
Schuldzuweisungen an die Aufnahme -
gesell schaft oder sogar Verschwörungs -
theorien den Boden bereitet, finden sich
an dererseits auch Tendenzen zur Baga tel li -
sierung von Diskriminierung oder gar der
Verleugnung dieser sozialen Realität.

Nachweis von Diskriminierung:
Das Paired Ethnic Testing 

Um zwischen den gegensätzlichen Polen
von Verschwörungstheorie und Bagatelli -
sierung eine Versachlichung herbeizu-
führen und Grundlagen für die politische
Adressierung und die Bekämpfung von Dis -
kri minierung zu schaffen, kommen wir um
den empirischen Nachweis von Un gleich -
behandlungen nicht herum. Als sehr effek-
tiv erweist sich dabei das Instrument des
Paired Ethnic Testing.
Bei dieser Methode stellen Personen mit
einem oder mehreren differierenden Merk -
malen, aber einer ansonsten merkmalsglei-
chen Biografie und Familiensitua tion

Anfragen bei Ver mietern bzw. Verkäufern.
Breite Erfahrungen mit ethnischen Testings
im Wohnbereich gibt es bislang fast nur in
den USA. Im Gefolge des Fair Housing Act
von 1968 wurden dort wiederholt wissen-
schaftliche Studien zur bundesweiten
Erhebung des Diskriminie rungsniveaus
durch systematisches Testing und Auditing
in Auftrag gegeben. Dem steht das Situ a -
tions-Testing gegenüber, um eine direkte
Benachteiligung im konkreten Einzelfall
nachzuweisen und auf der Basis gesetzli-
cher Mittel dagegen vorzugehen. 
Die Anwendung von Paired Ethnic Testing
liefert direkte Nachweise von möglicher-
weise systematischer Ungleichbehandlung
und kann Hinweise auf Diskriminierungs -
praktiken offenlegen, woraus sich Ansatz -
punkte für Gegenstrategien ergeben kön-
nen. Damit ist Testing ein wichtiger Eck -
pfeiler einer Antidiskriminierungs- und
somit auch einer Teilhabestrategie. Darüber
hinaus hat es auch eine präventive Wirkung
mit Blick auf das AGG: Erste vor Gericht
entschiedene Präze denzfälle geben hier ein
klares Signal die Rechte und die Relevanz
von Diskriminierung betreffend an die
Wohnungsmarktakteure. 

Prof. Dr. Reiner Staubach
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Der Planerladen e.V. hat 2006-08 diese
Methode experimentell im kleineren Rah -
men (Schwerpunkt Ruhrgebiet) eingesetzt.
Die Unterschiede in der Behandlung waren
sowohl beim Online- als auch beim telefo-
nischen Testing signifikant. Beim Online-
Test bekam der deutsche Tester zwei Drittel
mehr Antworten als der türkische Tester.
Beim Telefon-Test erhielt der türkische
Tester doppelt so viele Absagen wie der
deutsche Tester (siehe Abb. auf S. 25). Die
Befragungen zeigten deutlich, wie subtil
die Ungleich be hand lung ist, und legten
damit die Stärken des vergleichenden
Testings offen. Während der Tester mit der
Migranten bio grafie ahnungslos war, wurde
die diskriminierende Un gleich behandlung
beim nachfolgenden Tele fonat des deut-
schen Testers mit dem Vermieter mehr als
deutlich ge äußert: „Wir sind ein sauberes,
ausländerfreies Haus; sie brauchen keine
Angst zu haben.“

Ein Face-to-Face-Testing wäre der nächste
logische Schritt, weil dies einer realen Ver -
mittlungssituation am nächsten kommt. Ins -
gesamt stellen sich dabei hohe Anforde -
rungen an das Untersuchungs de sign und

den Untersuchungsprozess, um die metho-
dischen Fallstricke zu umgehen. Dazu
gehört auch, dass unabhängige, verantwor-
tungsvolle und methodisch sauber arbei-
tende Instanzen oder Forschungs institute
statt Lobbyorganisationen damit betraut
werden. Eine nachhaltige Etablie rung des
Instrumentes wäre dabei wünschenswert.
Im universitären Bereich haben sich bspw.
Frau Lechner (Bamberg) oder Frau Kılıç
(Berlin) mit dem Instrument auseinander -
gesetzt.

„Erst ,Frau Schröder’ öffnet die Tür.“

Darüber hinaus gibt es auch das sog. Laien-
Testing von Betroffenen, die Diskriminie -
rung vermuten und über entsprechende
Netzwerke verfügen: Erst als sich in einem
Dortmunder Fall eine türkischstämmige
Deutsche, die akzentfrei Deutsch spricht,
mit einem deutschen Namen meldete, wur -
de ihr die Tür geöffnet. Ein solches Laien-
Testing ist zwar noch kein Nachweis für die
verbreitete Existenz von Dis kri minierung,
auf diese Weise werden aber Einzelfälle
sichtbar und auch belegbar. Über die
Presse bekannt gewordene eklatante Fälle
zeigen zudem auf, dass bei Hauskäufen auf
den Finanz- und Immobilienmärkten mög-
licherweise auch mit den dort verbreiteten
Scoring-Praktiken zusätzliche Selek tivitäten
erzeugt werden. 

Im Sinne von freiwilligen Selbstverpflich -
tungen wird in den USA von der Woh -
nungs wirtschaft z.T. im Vorgriff auf ein
Audi ting seitens staatlicher Instanzen (z.B.
Fair Housing Agency) ein Testing bei unab-
hängigen Institutionen in Auftrag geben,
um ein Qualitätssiegel o.ä. zu erhalten, mit
dem die Einhaltung der Anforderungen an
ein Fair Housing be legt werden kann.

Ergebnisse des Online-Testings

(Quelle: Planerladen e.V. 2007)

„Tü̈rkin fühlt sich ausge-
grenzt – Sermin A. und
Hüseyin B. werfen der
Sparkasse Duisburg aus-
länderfeindliches
Verhalten vor“

(WAZ Duisburg,
04.05.2010)

„Erst ‚Frau Schröder‘ 
öffnet Türen – Nuray A. 
ist Deutsche. Doch mit 
ihrem türkischen Namen 
stieß sie bei der
Wohnungssuche auf 
taube Ohren“

(WAZ Dortmund, 
14.02.2012)

44
(42%)

59
(56%)

2
(2%)

Anbieter, die nur der 
deutschen und nicht der 
türkischen Tester-Identität 
geantwortet haben

Anbieter, die sowohl der 
türkischen als auch der
deutschen Tester-Identität 
geantwortet haben

Anbieter, die nur der 
türkischen und nicht der
 deutschen Tester-Identität 
geantwortet haben
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Strategien und Handlungsansätze

Wichtige Impulsgebungen zur schrittweisen
Etablierung von Gleichstellungs stan dards
im Wohnbereich lassen sich in Deutschland
auf allen kommunal-staatlichen Ebenen fin-
den. Dazu gehört das Einbringen von
Gesetzen und Verord nun gen auf Bundes-
und Landesebene (oftmals in Folge ein-
schlägiger EU-Richtlinien) eben so wie die
freiwillige Umsetzung von Programmen
und Modellprojekten seitens relevanter
woh nungspolitischer Akteure oder auch die
Initiierung von Masterplan pro zessen etwa
auf der kommunalen Ebene: 

Testing-Studie der
Antidiskriminierungsstelle des
Bundes
Im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle
des Bundes (ADS) wird derzeit für das The -
men jahr 2014 zu ethnischer Diskri mi -
nierung eine face-to-face-Testing-Studie auf
dem Wohnungsmarkt erstellt. Betrachtet
werden dabei nach bestimmten Merkmals -
gruppierungen ausgewählte Städte in Ost-
und Westdeutschland. Davon sind wichtige
Hinweise über die Verursachungszusam-
men hänge von Diskriminierung bei Zugang
zu Wohnraum zu erwarten. Die sich daran
anschließenden Diskurse und Folge unter -
suchungen werden zudem nicht ohne Wir -
kung auf die Sensibilität und Mitwirkungs -
be reitschaft der Wohnungsmarktakteure
bleiben und könnten somit dem Instrument
der freiwilligen Selbstverpflichtungen zu -
sätz lich Auftrieb verleihen.

KOMM-IN-Programm (NRW) 
Im Rahmen dieses Landesprogrammes wer-
den in 25 Modellprojekten „Stadtent wick -
lung“ und „Wohnen“ als Themen aufgegrif-
fen. Dabei liegt der Fokus auf „Miteinander
leben im Quartier“. Das Thema „Zugang zu
Wohnraum“ birgt aber noch ein großes Po -
tenzial, da dieses bislang von keiner Kom -

mune aufgegriffen wurde. Entspre chen de
thematische Schwerpunkt setzun gen könn-
ten hier zukünftig vermehrt Pro jek tansätze
anstoßen.

Europäisches CLIP-Netzwerk 
In dem im Jahr 2006 gegründeten
Städtenetzwerk zur Integrationspolitik sind
35 Städte aus 22 Ländern vertreten (aus
Deutschland: Stutt gart, Frankfurt, Arnsberg).
Kernpunkte der Netzwerktreffen sind
Erfahrungsaus tausch, Netzwerkbildung und
Diffusion von Best-Practice-Beispielen in
andere Bereiche. Die freiwillige Mitarbeit
der Mitgliedsstädte ist gewissermaßen kon-
stitutiv für einen Kooperationszusam men -
hang dieser Art. Ein Modul zum Thema
„Wohnen“ befasst sich mit sozialräumli-
cher Segregation und Zugang zu er -
schwing lichem Wohnraum. Zur Frage der
Segregation empfiehlt das Netzwerk etwa
Sozialen Wohnungsbau dezentral und
klein teilig zu organisieren. Ebenso wird
eine Ausdifferenzierung des Wohnungs -
mark tes vorgeschlagen, indem entspre-
chende Wohnungsmarktsegmente in Teil -

Ergebnisse des telefonischen  Testings

(Quelle: Planerladen e.V. 2009)

381
(79%)

90
(19%)

11
(2%)

Gleichbehandlung

Ungleichbehandlung zum
Nachteil der tür kischen 

Tester-Identität

Ungleichbehandlung
zum Nachteil 

der deutschen 
Tester-Identität
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räu men angeboten werden, die aufgrund
ihres Images und benachteiligender
Kontextfaktoren für Mittelschichtige keine
dauerhafte Wohnperspektive bieten. Dies
wäre mit Blick auf das Hafenviertel auch für
die Dortmunder Nordstadt vorstellbar. 

Der Frankfurter Vertrag 
zwischen Wohnungsbaugesellschaften in
Frankfurt am Main geht auf eine Initiative
der Stadtverord ne ten versammlung aus dem
Jahre 2002 zurück und zielt auf eine sozial
und ethnisch ausgewogene Bevölkerungs -
struktur sowie auf ein friedliches Zusam -
menleben ab. Aufgrund der dort praktizier-
ten Quotenregelung für den Sozialen Woh -
nungs bau ist der Vertrag nicht unumstritten,
da er so den Wohnungsmarktzugang für
Migranten in einzelnen Wohnungs be stän -
den beschneidet und damit als Diskri -
minierung von kommunaler Seite her inter-
pretiert werden kann. Im Hinblick auf
Reich weite und Umsetzungsprobleme bei
der Handhabung der Quote lassen sich
durchaus Analogien zur 20 %-Quote im
Sozialen Wohnungsbau in der Dortmunder
Nordstadt zum Ende der 1990er Jahre
erkennen. Damals stellte die Wohnungs -
wirtschaft fest, dass nicht die Nationalität,
sondern die soziale Stabilität der Migran -
tenfamilien der entscheidende Indikator ist:
So stellte sich bei den Spätaussiedler-
Familien, die wegen ihrer deutschen
Nationalität nicht von der Quote erfasst
wurden, die Integrationsproblematik in
nahezu gleicher oder sogar vermehrter
Weise wie bei den diskriminierten auslän-
dischen Haushalten. Ein klarer Beleg dafür,
dass Quoten nicht immer treffsicher sind. 

Diversitätspolitik der Stadt
Amsterdam
Die niederländische Großstadt sieht in ihrer
Diversitätspolitik ein Mittel zur Minderung
von sozialer und ethnischer Segregation.
Erklärtes Ziel der freiwilligen Vereinba -

rungen zwischen den gesamtstädtischen
und bezirklichen Verwaltungsstellen sowie
den Wohnungsgesellschaften und Projekt -
entwicklern ist die Vision einer „ungeteilten
Stadt“. Der wesentliche Ansatzpunkt liegt
in der Sicherstellung von Standort ge rech -
tigkeit durch die Dekonzentration des
öffentlich geförderten Wohnungsbaus.

Moving to Opportunity
Die selektiven Wegzugstendenzen in den
Fokuswohnquartieren müssen als Realität
zur Kenntnis genommen werden: Einerseits
können den Pull-Faktoren auch Bleibean -
reize entgegengesetzt werden (z.B. Wohn -
karrieren im Quartier ermöglichen, Qua -
lität der schulischen Infrastruktur erhöhen).
Andererseits müssen die benachteiligenden
Einflussfaktoren (Push-Faktoren) in den
Blick genommen werden (v.a. vorhandene
Wohn- und Umweltbedingungen), die
selbst langjährige Bewohner zu einem
Weg zug bewegen können. Im Rahmen des
INTERREG IIIc-Programms hat die Stadt
Münster zusammen mit der Stadt Gro -
ningen hier bislang das einzige auch wis-
senschaftlich begleitete Modellprojekt zur
Unterbringung von Neuzuwanderern (hier:
Spätaussiedlern) in integrierten Wohnlagen
durchgeführt, dessen Funktionieren wieder-
um wesentlich von freiwilligen Verein ba -
rungen zwischen den kommunalen und
verbandlichen sozialen Diensten sowie den
lokalen Wohnungsmarktanbietern abhing.

Leitbilder und Reichweite 
sozialräumlicher Steuerung
Insgesamt stellt sich die Frage nach der
tatsächlichen Reichweite von Ansätzen zur
sozialräumlichen Steuerung und nach den
dabei zugrunde gelegten Leitvorstellungen
(z.B. gemäß dem Baugesetzbuch oder dem
Wohnungsbindungs- und Wohnungsförde -
rungsgesetz). In der Realität findet sich häu-
fig eine Fokussierung auf ethnische anstatt
auf soziale Mischung. In den Diskursen
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über sozialräumlich relevante Leitbild-
Konzepte stellen sich mitunter folgende
Fragen:  
• Welches Maß der Heterogenität bzw.

Ho mogenität wird angestrebt und wel-
che „räumliche Körnigkeit“ (auf Stadt-,
Stadt teil-, Quartiers-, Block-, Haus  ebe -
ne) wird dabei anvisiert?

• Wird die Freizügigkeit eingeschränkt
und welche Wahloptionen haben die
Be  troffenen (selbst gewählt oder erzwun-
gen)?

• An wessen Normalitätsvorstellungen ori-
entieren sich die vorherrschenden Mi -
schungskonzepte und ist im Rahmen
einer Diversitätspolitik statt Multi-Kulti
auch ein „Salad-Bowl“-Modell bzw.
„Urban Mosaic“ politisch anschluss -
fähig?

• Wie offen und transparent wird der
Diskurs darüber geführt und wer hat
letztlich die Definitionsmacht darüber?

Tatsache ist, dass Segregation die Realität
und Normalität unserer Städte darstellt und
insbesondere die Selbstabgrenzung der ein-
kommensstarken Haushalte von der Ge -
sellschaft beinahe unhinterfragt akzeptiert
wird. Wenn es zu freiwilliger Segregation
z.B. in Form einer kleinteiligen ethnischen
Enklave kommt, wird dies hingegen häufig
als problematisch angesehen.

Charta der Vielfalt 
Mit dieser 2006 gegründeten Initiative wird
das Thema Diversity als Chance für Unter -
nehmen und Verbände befördert. Dabei
handelt es sich um eine freiwillige Un -
ternehmensinitiative zur Förderung von
Vielfalt mit dem Ziel der Anerkennung,
Wertschätzung und Einbeziehung von
Vielfalt in der Unternehmenskultur. Die
Wohnungswirtschaft ist hier noch stark
unterrepräsentiert: Zurzeit kommen nur 18
der 1.366 Unterzeichner aus dem Segment
„Grundstücks- und Wohnungswesen“, da -

runter fünf Wohnungsunternehmen (Stand
April 2013). Es findet jährlich eine Diver si -
ty-Konferenz zu Austausch und Ver netzung
von Fachpublikum mit Praktikern und
Interessierten statt; der internationale Erfah -
rungsaustausch ist über das EU-Charta-
Netzwerk gesichert. 
Trotz der Frage nach der Verbindlichkeit
über den Tag der Unterschrift hinaus, han-
delt es sich um ein freiwilliges Selbst be -
kenntnis und die Demonstration einer Vor -
rei terrolle sowie eine grundsätzliche Er klä -
rung, die dem Unternehmen eine Politik
vorgibt, die Vielfalt wertschätzt und einen
deutlichen Schwerpunkt auf Dis kri mi -
nierungsfreiheit setzt. Die Stadt Dortmund
ist seit 2008 Charta-Mitglied.

Siegel für Vermieter in Dortmund 
In Kooperation mit dem Integrationsrat der
Stadt Dortmund und dem Mieterverein
Dortmund und Umgebung hat der Pla -
nerladen e.V. ein Siegel entwickelt, in des-
sen Kern es um „farbenblindes Vermieten“
geht. Herr Hüßler ist einer der ersten
auserko renen Kooperationspartner, die als
Vermieter Flagge zeigen gegen Diskri -
minierung. Bei den Siegelträgern  handelt es
sich um private Eigentümer, die aus  eigener
Initiative eine  sehr vielfältige Belegung in
ihren Immobilien  gefördert bzw. zugelas-
sen haben und für Antidiskrimi nierung ein-
stehen.

Hermann Schultenkämper
Leiter des Geschäftsbereiches

„Bürgerinteressen und
Zivilgesellschaft” im Amt des

Oberbürgermeisters und
des Rates

(Quelle: 
Planerladen e.V. 2011)
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Heike Hanhörster, 
Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS)

Zugangschancen von Migranten zum Wohnungsmarkt:
Auf welche Barrieren stoßen Migranten beim Zugang 
zu Wohnraum und welche Bestrebungen zum Abbau
gibt es bereits?

Moderation: Heike Hanhörster, Dr. Bettina Reimann

Session 1

A
Zugangsbarrieren für Migranten
auf den Wohnungsmarkt

Verknappung des zur Verfügung
stehenden Wohnraums

Das Marktsegment des preiswerten Wohn -
 raums für einkommensschwache Haus hal -
te ist sehr eng. Hinzu kommen Phänomene
wie vergleichsweise höhere Mieten für
Migranten sowie Kautionen, die besonders
für einkommensschwache Haushalte eine
Umzugshürde darstellen.

Gerade Familien mit geringem Einkommen,
unter ihnen viele Migrantenhaushalte,
haben laut Timo Heyn mit der Ver knap -
pung von adäquatem, finanzierbarem
Wohn  raum zu kämpfen. Die Freiheit bei
der Wohnstandortwahl wird außerdem
weiter dadurch eingeschränkt, dass es zu
einer extremen Konzentration dieses Ange -
botes auf bestimmte Quartiere kommt. 

Dem pflichtet auch Dr. Norbert Gestring
bei: Durch die Verknappung wird der
Integrationsprozess beeinträchtigt und mit
dem weitestgehenden Ausschluss des Zu -
gangs zu hochwertigen Beständen geht
eine qualitative Verschlechterung der über-
haupt für Migranten zugänglichen Woh -
nungen einher. Quantitativ gesehen bedeu-
tet dies, dass das Wohnungs marktsegment,

Durch strukturelle Mechanismen und Diskriminierungs -
praktiken auf der einen und individuelle Formen der
Diskriminierung auf der anderen Seite werden Migranten
auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt. Welche
Bestrebungen gibt es zum Abbau von Zugangsbarrieren?
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das Migranten überhaupt zugänglich ist,
willkürlich und zusätzlich verengt wird.

Auf die Nachfrage von Rainer Stücker vom
Mieterverein Dortmund und Umgebung,
ob die sozialrechtliche Rahmenent wick -
lung in Bezug auf die Kosten der Unterkunft
in den letzten Jahren zu einer Verschärfung
der Situation geführt hat, entgegnet Herr
Heyn, dass dies nicht pauschal beurteilt
werden kann, sondern kleinteilig betrachtet
werden müsste. Es ist davon auszugehen,
dass auf struktureller Ebene die Bedin -
gungen geschaffen sind, um keine verstär-
kenden Segregationseffekte zu generieren,
da die Kommunen in eigener Verantwor -
tung Konzepte zur Angemessenheit erarbei-
ten können. Bei den meisten Kommunen
sind allerdings eher Diskussionen über die
Kosten und deren Reduzierung zu beob-
achten als über Folgewirkungen der Kon -
zepte. In den politischen Diskussionen
spielen Folgewirkungen wahrscheinlich
noch eine geringe Rolle, müssten aber viel
intensiver betrachtet werden.

Die Idee des Umzugswohngeldes aus dem
Vortrag von Herrn Heyn begrüßend, stellt
Bernhard von Grünberg, Vorsitzender des
Deutschen Mieterbundes NRW, jedoch die
Frage nach der Finanzierung eines solchen
Instrumentes. Bei der Kommune, die viel-
mehr Kostenreduzierungen im Blick hat,
sieht er kaum Chancen. Fakt ist allerdings,
dass einkommensschwache Haushalte
einen i.d.R. kostspieligen Wohnungs wech -
sel nicht finanzieren können (Umzugs -
kosten, Möbelneuanschaffungen, Kaution)
und somit häufig in ihren schlechten oder
zu kleinen Wohnungen bleiben.

Für Prof. Dr. Herbert Ludl ist die Bereit stel -
lung von preiswertem und qualitativ hoch-
wertigem Wohnraum in ausreichendem
Maße unverzichtbar. Preisgünstig, weil es
sich jeder leisten können sollte; hochwer-
tig, damit es auch für Menschen mit höhe-

rem Einkommen attraktiv ist. Seiner Mei -
nung nach ist die Mangelwirtschaft die
schlimmste Zugangsbeschränkung.

Geteilte Wahrnehmungen zur
Frage „Ist Quotierung noch Alltag?“ 

Durch die Verknappung von preiswertem
Wohnraum ist Quotierung für Haushalte
mit niedrigem Einkommen besonders
schmerzhaft. Zu der Thematik bestehen
z.T. noch sehr unterschiedliche Wahrneh -
mungen: Aus Sicht einiger Diskutanten ist
die Orientierung an Quoten immer noch
Alltag; v.a. ist es ein Phänomen in attrakti-
ven Beständen und auf angespannten
Wohnungsmärkten. Dabei kommt den
Gate keepern eine ganz besondere Rolle
zu. Die Wohnungswirtschaft hingegen
betont, dass Quoten nicht mehr die
Vergabepraxis bestimmen.

Statt nach Quoten zu handeln, legt die wbg
Nürnberg laut Dieter Barth auf die Zah -
lungs fähigkeit ihrer Kunden und kontinuier-
liche Mietverhältnisse Wert. 
Im Sinne einer sensiblen Belegungspolitik
strebt der Dortmunder Spar- und Bauverein
laut Franz-Bernd Große-Wilde im Interesse
der Migranten eine Mischung mit verschie-
denen Personengruppen an, um die Chan -
cen auf Integration zu erhalten und eine
Inselbildung einzelner Gruppen in Häusern
zu vermeiden. 

Dr. Bettina Reimann, 
Deutsches Institut für

Urbanistik (DIFU) 
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Dr. Gestring entgegnet dem: In seiner
Studie haben die befragten Gatekeeper
offen über Quoten gesprochen und der eth-
nischen Zugehörigkeit eine besondere
Bedeutung beigemessen. Die Argumenta -
tion hat sich dabei einerseits auf ökonomi-
sche Rationalität und diskriminierende Ein -
stellungen der herkunftsdeutschen Mieter
(Konfliktpotenzial) bezogen; andererseits
werde aus Sicht der Gatekeeper im Sinne
der Migranten und deren Integrations chan -
cen gehandelt, wenn eine sog. sensible
Mischung verfolgt und monoethnische
Hausgemeinschaften vermieden werden
(Aus nahme: Konzentration deutscher Mit -
tel   schichtshaushalte). 

Bei Neuvermietungen macht sich z.B. die
Sozialbau AG Wien die sozialen Netzwerke
der Mieter zunutze: Jedes scheidende
Mitglied hat das Recht, Nachmieter vorzu-
schlagen; Ergebnis sind sowohl ethnisch
gemischte als auch homogene Hausge -
mein schaften. Prof. Dr. Ludl berichtet, dass
diese Vergabepraxis dazu führt, dass sich
die Mieterstruktur langsam der Bewoh ner -
struktur Wiens annähert, und zwar hinsicht-
lich der Ethnie, des Alters, der Anzahl der

Kinder sowie der sozialen Durchmischung
– sehr wohl in dem Bewusstsein, dass heute
eine soziale Mischung häufig auch eine
ethnische Zuordnung bedeutet. Aber dort,
wo diese Mischung bspw. durch Zu wei -
sungen in den städtischen Gemeinde woh -
nungen fehlt, kommt es zu Wegzügen der
sozial Stärkeren und infolgedessen zu
einem Wertverlust der Wohnungsanlagen,
so dass es nun Bemühungen gibt, wieder
ein soziales Gleichgewicht herzustellen.
Die Sozialbau versucht diesem durch akti-
ve Steuerung, genaue Beobachtung der Ent -
wicklungen in den Quartieren und Küm me -
rer vor Ort entgegenzuwirken.

Prof. Dr. Reiner Staubach berichtet, dass
sich die Diskussion über die Höhe von
Quoten über die Jahrzehnte analog zu den
wachsenden Migrantenanteilen stark ver-
schoben hat. 1976 hat bspw. in der
Dortmunder Nordstadt ein Ausländeranteil
von 17 % Ängste vor einer „Ghetto isie -
rung“ ausgelöst (heute liegt der Anteil bei
41 %, der der Migranten sogar bei 65 %).
Davon unabhängig wird Quotierung gene-
rell von den betroffenen Migranten als
Schuldzuweisung und Diskriminierung
wahrgenommen.
Dem pflichtet auch Roswitha Sinz bei: Vor
dem Hintergrund des demografischen
Wandels der Formel „weniger, älter, bun-
ter“ wird die Vielfalt der Gesellschaft und
der Migrantenanteil weiter zunehmen. Der
Verband der Wohnungswirtschaft Rhein -
land Westfalen sowie die meisten Mit -
glieds  unternehmen haben sich von Quo tie -
rung distanziert. Einerseits gibt es keine ver-
lässliche Definition für „gesunde Mi -
schung“ und somit auch keine feste Größe
für Quoten, andererseits ist es aus Sicht des
Verbandes nicht der richtige Weg, In te -
gration zu betreiben. 

v.l.:
Prof. Dr. Herbert Ludl, 
Vorstandsvorsitzender der
Sozialbau AG Wien
Regina Hermanns,
Planerladen e.V. 

Ludl: „Für mich sollte
idealerweise ein Wohn -
haus die Gesellschaft
widerspiegeln. 
Und es sollte sich 
von selbst ergeben. 
Dann glaube ich, 
funktioniert es.“
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Werner Hüßler, Privateigentümer und
Vermieter von ca. 200 Wohnungen in der
Dortmunder Nordstadt, achtet auf das
soziale Gefüge in seinen Hausgemein -
schaften. Die ethnische Herkunft spielt bei
der Mieterauswahl keine Rolle; so kommt
es auch vor, dass ein Haus mit Mietern glei-
cher Herkunft besetzt ist. Ausschlaggebend
sind die sozialen Kontakte zueinander –
auch die Bindung zum Vermieter –, die eine
konfliktfreie Hausgemeinschaft fördern.
Seine Mieterschaft spiegelt die Bewohner -
struktur in der Nordstadt wider: Zwei
Drittel seiner Mieter sind Migranten. 

Jochen Köhnke sieht ein großes Problem
bei der Definition von Diskriminierung in
diesem Zusammenhang. Wenn in Münster
sei tens der Stadt die Unterbringung von
Flüchtlingen nicht gesteuert, sondern dem
freien Markt überlassen würde, käme es
nicht zu einer Verteilung über das gesamte
Stadtgebiet in Mittelschichtquartieren, son-
dern ggf. zu einer Konzentration in einer
ehemaligen Kaserne außerhalb oder zu
einer räumlichen Massierung. Eine solche
Steuerung hat laut Köhnke – gleichgültig ob
es negative oder positive Diskriminierung
genannt wird – eine Berechtigung. 

Gatekeeper regulieren Zugänge
zum Wohnungsmarkt

Unter den Gatekeepern nehmen Makler
ei ne besondere Rolle ein. Sie werden
haupt  sächlich auf angespannten Woh -
nungs  märkten, im hochpreisigen Markt -
 segment sowie im Neubau eingeschaltet.
Diskri mi nierung erfolgt hier oftmals durch
scheinbar ökonomisch-rationale Entschei -
dungskri te rien. Aus rei chen de Untersu -
chun gen zu den Kriterien, nach denen
Makler ihre Ent scheidungen treffen, sowie
zu den Aus wir kun gen gibt es noch nicht. 

Während es das Ziel der Makler ist, mit
wenig Aufwand hohe Provisionen zu erzie-
len, stellt für Herrn Heyn v.a. diese Ver -

mittlungsgebühr eine besondere Hürde für
einkommensschwache Haushalte dar. Das
lässt eine starke Selektion im Vorfeld der
Vermietung durch die Maklertätigkeit ver-
muten. Prof. Dr. Staubach unterstützt
Heyns Vermutung, kann diese durch feh-
lende belastbare Größen aus den Planer -
laden-Testingreihen jedoch auch nicht
quan titativ verifizieren. Für ihn zählen
Mak ler verbände dennoch zu der Ziel grup -
pe von freiwilligen Selbstver pflich tungen.

Herr Köhnke macht sich für Fortbildungen
stark, um Zugangsschwellen abzubauen.
Zuvor müssen jedoch die Motive der
Gatekeeper erforscht und deren Aussagen
sowie Erwartungshaltungen differenziert
nach ihrem Realitätsgrad bewertet werden.
Auch laut Dr. Gestring muss erst einmal
das Problem erkannt werden, dass
Gatekeeper denken, dass sie ökonomisch-
rational und demzufolge auch gut handeln,
zugleich aber Angehörige bestimmter
Ethnien diskriminieren, indem sie sie aus
gewissen Beständen heraushalten. 
Nach Einschätzung von Georgio Pardo,
Baufinanzierer im Privatwohneigentum und
Dortmunder Integrationsratsmitglied, ist bei
der Entscheidung der Makler die Zahlungs -
fähigkeit ausschlaggebend und nicht die
ethnische Herkunft der Mietinteressenten.
Das hängt allenfalls von der persönlichen
Einstellung ab, nicht aber von dem Berufs -
stand.

Werner Hüßler, 
Privateigentümer 

und Vermieter 
von ca. 200 Wohnungen

Hüßler: „Wenn ich in
unsere Häuser reingehe,
ist es schön, manchmal
spontan zu einer Tasse

Tee oder Kaffee eingela-
den zu werden. 

Das sind die kleinen
sozialen Bindungen, die
wir als kleiner Vermieter

zu unseren Mietern auch
gerne aufrechterhalten

wollen.“
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Herr Hüßler sieht bei dem Einfluss von
Maklern eine Abhängigkeit von der Markt -
lage. Seiner Erfahrung nach werden auf
einem völlig beruhigten Wohnungsmarkt
wie in der Dortmunder Nordstadt kaum
Makler eingeschaltet. Wohnungsgesell -
schaf ten sowie größere Privateigentümer
wie er inserieren über Internetportale. Dem
pflichtet Ulrich Kraus von der NRW.Bank
bei: Diskriminierung kann nur dort prakti-
ziert werden, wo die Vermieter bzw. Makler
überhaupt eine Wahl zwischen mehreren
Be werbern haben. Das ist generell in den
Städten mit angespanntem Wohnungsmarkt
der Fall; auf entspannteren Märkten wie im
Ruhrgebiet v.a. eher im hochpreisigen
Mark t segment und im Neubau. Welche
Rol le die Makler als Gatekeeper spielen,
hängt aber nicht allein davon ab, wie ange-
spannt der Markt ist, sondern auch von der
Bedeutung privater Eigentumswohnungen
(deren Ei gen tümer nicht immer vor Ort
woh nen). Im Rheinland, wo vermietete Ei -
gen tums woh nungen einen großen Teil des
Miet wohnungsbestands stellen, werden
Makler tendenziell häufiger eingeschaltet
als im Ruhrgebiet. 

Segregation als Folge 
von selbstgewählten
Wohnstandortpräferenzen?

In Gesprächen mit Migranten wird immer
wieder deutlich, dass ihre Wohnstandort -
präferenzen bei der Wohnungswahl eine
wichtige Rolle spielen. Jedoch werden sie
auch von Push- und Pull-Faktoren gelenkt,
die sie selbst nicht beeinflussen können.

Laut Herrn Heyn spielen die von den Woh -
nungssuchenden geäußerten Präferenzen,
die in ganz unterschiedliche Richtungen
gehen (z.B. bessere Bildungsmöglichkeiten
für die Kinder) und ihrerseits auch wieder
mit Push- und Pull-Faktoren versehen sind,
eine nicht unwichtige Rolle. Je enger die
Märk te sind und je schwieriger die Rah -
men bedingungen werden, desto mehr fal-
len jedoch die äußeren Faktoren ins Ge -
wicht bzw. desto geringeres Gewicht haben
die individuellen Präferenzen.
Bezug nehmend auf die Frage von Herrn
Stücker, ob es in Städten mit entspannten
Woh  nungsmärkten wie in Dortmund
nachweis bar größere Durchlässigkeit bei
der Wohn standortwahl gibt, antwortet Herr
Heyn: Dies ist empirisch schwer zu bele-
gen, aber beim Vergleich von entspannten
ostdeutschen und angespannten westdeut-
schen Wohnungsmärkten überraschen ent-
spannte Märkte auch mit hohen Segre ga -
tions kennzahlen, untermauert mit amtli-
chen Statistiken zu hohen sozialen Segre ga -
tionszahlen in Einzelstädten. Dem liegt das
Marktentspannungssegregations phä no men
zugrunde, also die Möglichkeit für einzelne
Haushalte aufgrund der vorhandenen
Wahlmöglichkeiten wegzuziehen und im
Umkehrschluss die dadurch anteilig zu neh -
mende Konzentration der weniger mobilen
Haushalte in dem angestammten Gebiet,
die die Chancen nicht nutzen können.

Herr Kraus merkt an, dass der Begriff
„Wohnstandortpräferenzen“ etwas irrefüh -

Rainer Stücker,
Jurist und Mietrechtler
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rend ist, da „Präferenz“ suggeriert, dass es
sich um einen Wunschzettel handelt. Die
sog. Präferenz ist vielmehr ein Such sche ma,
das bereits das Ergebnis eines Ab gleichs
von persönlichen Wünschen (wie dem nach
einer bestimmten Wohnlage), ökonomi-
schen und familiären Notwen dig keiten mit
dem realistischerweise verfügbaren und
zugänglichen Angebot ist.

Dr. Gestring unterstreicht, dass der Aus -
schluss von bestimmten Standorten freiwil-
lige Segregation verhindert, bleibt aber
auch bei dem Begriff Wohnpräferenz. Seine
Hannoveraner Studie hat gezeigt, dass für
die sozialen Netzwerke der interviewten
Mi granten v.a. die Nähe zur eigenen Fami -
lie eine besondere Rolle spielt. Quotierung
oder ähnliche Instrumentarien führen
schluss endlich zur Schwächung der Leis -
tungs fähigkeit dieser Netze. Aus der Erfah -
rung der Stadterneuerung in den 1970/80er-
Jahren kann Frau Sinz berichten, dass es
beide Phänomene gibt: Einerseits kann sie
Gestrings Beobachtungen bestätigen, ande-
rerseits hat sie es im Kölner Severinsviertel
genauso erlebt, dass Bewohner aus Straßen -
zügen, die fest in türkischer oder italieni-
scher Hand waren, bewusst in das nahege-
legene Neubaugebiet umsiedeln wollten.  

In Münster wurden durch das landesgeför-
derte Projekt „Zuwanderer integrieren“
Neu zugezogene in unterschiedlichen
Grup  pen beraten. Die einen nutzten die
klassische Be ratung, die anderen wurden
durch Inte gra tionslotsen über das erste Jahr
mit stärkerem Fokus auf die Rahmen bedin -
gungen (Bil dungs angebote, Arbeitsplatz -
chan cen) an den jeweiligen Standorten be -
ra ten, um sie weniger auf die typischen Ein -
wan de rer stadt teile zu lenken. Laut Herrn
Köhnke sind 90 % nicht in diese Quartiere
gezogen, sondern in jene, in denen sie die
besten Möglich keiten für sich vermuteten,
was sich in der Folge bestätigte: Sie hatten
doppelt so häufig und meist höher ent -

lohn te Arbeit als die in den segregierten
Vier teln. 

Ethnisierung von Alltagsproblemen

Kommt es zu Konflikten in der Nach bar -
schaft oder im Quartier, in denen die Be -
völkerung multikulturell gemischt ist, wer-
den Alltagsprobleme häufig ethnisiert,
indem vorschnelle Schuldzuschreibungen
aufgrund von stereotypen Bildern gefällt
werden. Unterstützt wird dies durch popu-
listische Presseberichterstattung über Pro -
bleme in Integrationsstadtteilen.

Ulrich Hermanns von der Stabsstelle Inte gra -
tion der Stadt Bonn rät, „auch mal die Inte gra -
tionsbrille abzusetzen“. Häufig handelt es
sich um Konflikte, die mit anderen Faktoren
zusammenhängen, wie z.B. Un ver träglich kei -
ten zwischen Jungen und Alten oder Allein -
lebenden und Familien sowie den daraus
resultierenden unterschiedlichen Lebens wei -
sen, die losgelöst von Herkunft und kulturel-
len Gewohn heiten bestehen. Einen Grund für
die ethnische Zuschreibung sieht er darin,
dass sich Wohnungsgesellschaften und Ver -
mie ter häufig dann ein Bild von Nachbar -
schaften machen, wenn sie Konfliktmel -
dungen (meist aus Sicht der langjährigen
Mieter) erreichen und reflexartig kulturelle
Gründe herangezogen werden. Auch aus
Sicht von Dr. Andreas Kapphan führen vor-
schnelle Zuordnungen z.B. aufgrund der
Ethnie z.T. dazu, dass Wohnungs gesell -
schaften diese zum Anlass und zur Recht -
fertigung für Be le gungssteuerung nehmen.

Köhnke: „Barrieren bauen
auch diejenigen auf, die
es gut meinen, und zwar

bei der Frage danach,
welche Präferenz die
Menschen mit Migra -

tions hintergrund haben.
Wir müssen in unseren

Beratungen mehr den
Fokus darauf richten, 

was eigentlich Wohnen
bedeutet, wie wichtig 

es ist, den richtigen
Wohnort zu finden.“

Ulrich Hermanns,
Bonner Stabsstelle

Integration 
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Prof. Dr. Staubach bestätigt dies: Häufig
werden alltägliche Konfliktlinien in den
Stadt  teilen ethnisch aufgeladen, weil sie
zufällig zwischen Haushalten oder Fa mi -
lien unterschiedlicher ethnischer Herkunft
stattfinden. Da setzt das Projekt „Konflikt -
ma nagement in der Dortmunder Nord -
stadt“ des Planerladen e.V. an, das einem
Wunsch der Bewohner nach einem
geschützten Raum Rechnung trägt (von der
Streitschlichtung bis zur Konfliktver mitt -
lung). Ziele dabei sind Entethnisierung,
deutliche Versachlichung und Rückführung
auf die eigentlichen lebensstilbedingten
Probleme. Denn auch die Sinus-Studie für
Migrantenmilieus hat gezeigt, dass es das
„Wir“ und „Ihr“ nicht gibt, sondern dass es
auf beiden Seiten viele milieuspezifische,
lebensweltliche und Wohnpräferenz-Unter -
schiede gibt. 

Herr Hüßler kritisiert in dem Zusammen -
hang auch die Presseberichterstattung über
die Dortmunder Nordstadt, die den Stadt -
teil in ein negatives Bild rückt, das der
Wirk lichkeit nicht entspricht, und die Wir -
kungen von guten Projekten und Bemü -
hungen aus dem Stadtteil wieder schnell
zunichtemacht.

Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt bleibt häufig
unsichtbar und wird durch
Gesetzeslücken befördert

Besonders auf dem Wohnungsmarkt er folgt
Diskriminierung oftmals sehr verdeckt, so
dass die Betroffenen es selbst meist kaum
erkennen können. Zu dieser Subtilität hat
sicherlich auch das 2006 in Kraft getretene
Allgemeine Gleichbehand lungsgesetz
(AGG) beigetragen, das durch Regelungs -
lücken Schlupflöcher für Diskri minierung
bietet. Daher liefern Studien wie Testing -
reihen wertvolle Hinweise zu Dis krimi nie -
rungsmechanismen und -ausmaßen.

Häufig wird in der deutschen Debatte nach
Auffassung von Dr. Kapphan Diskrimi nie -
rung kleingeredet, obwohl bestimmte Grup -
pen in der Gesellschaft erschwerte Zugänge
zu bestimmten Gütern haben und damit
Ungleichbehandlungen unterliegen. Dies
anzuerkennen und auch als Diskrimi nie -
rung zu benennen, ist ein wichtiges Signal
für die Betroffenen. Gesamtgesell schaft -
liches Anliegen muss es sein, Gleich heit
und gleiche Zugänge zu schaffen. Beim Be -
le gungsmanagement könnte ein begleiten-
des Monitoring helfen, die Zugangs chan cen
einzelner Gruppen über mehrere Jahre hin-
weg zu beobachten und zu bewerten. Dazu
bedarf es Instrumenten, von denen Woh -
nungsunternehmen, Genossen schaf ten und
auch Privateigentümer profitieren können. 

Zur Sichtbarmachung von Diskriminierung
soll laut Marlene Kölling, stellvertretende
Leiterin der Berliner Landesstelle für
Gleich behandlung - gegen Diskriminie -
rung, auch die von der ADS in Auftrag ge -
ge bene Testing-Studie beitragen. Die Studie
ist ein Vorhaben, mit dem zweifellos fach-
wissenschaftlich neues Land betreten wird.
Ihr Untersuchungsfeld ist auch deswegen
so bemerkenswert, weil der Wohnungs -
markt im Alltagserleben der Menschen, wie

Session 1

Jochen Köhnke, 
Münsteraner Dezernent 
für Migration und
Interkulturelle Angelegenheiten
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er sich in der Beratungsarbeit der Antidis -
kri minierungsstellen darstellt, ein beson-
ders neuralgischer Diskriminierungsbereich
ist. Tatsache ist aber auch, dass die Wahr -
nehmung von Diskriminierung auf der
einen Seite und die empirisch belegten
Befunde im Sinne tatsächlich gemeldeter
Fälle auf der anderen Seite weit auseinan-
der fallen. Die Studie soll dazu beitragen,
diese Lücke zu schließen und ein empiri-
sches und belastbares Fundament zu legen,
auf dem gezielte Handlungsstrategien ent-
worfen werden können, die von gezielter
Aufklärungsarbeit über Sensibilisierung der
Akteure auf dem Wohnungsmarkt über
Einrichtung von in Konfliktfällen vermitteln-
den Stellen bis zur Weiterentwicklung des
AGG reichen können.  

Sowohl Kölling als auch Prof. Dr. Staubach
sehen deutlichen Nachbesserungsbedarf
bei den gesetzlichen Grundlagen für die
Antidiskriminierungsarbeit, da bei der
Umsetzung der EU-Richtlinie in nationales
Recht die Vorgaben nicht vollständig erfüllt
worden sind: In keinem anderen Themen -
feld des AGG gibt es so viele Ausnahmen
und Sonderregelungen wie im Wohn be -
reich, wie z.B. zum „Erhalt stabiler Bewoh -
nerstrukturen“ oder bei Sonderrechten für
sog. Kleinvermieter mit weniger als fünfzig
Wohneinheiten, so dass Vermietern nach
wie vor Tür und Tor zu diskriminierendem
Verhalten geöffnet sind. 

B 
Bestrebungen zum Abbau der
Zugangsbarrieren – Beispiele für
bereits bestehende freiwillige
Selbstverpflichtungen

Neben den bereits im vorangegangenen
Kapitel genannten freiwilligen Selbstver -
pflich tungen wie z.B. das Siegel des Planer -
laden e.V. für nicht diskriminierende Ver -

mieter oder die Charta der Vielfalt gibt es
weitere Bündnisse, Vereinbarungen, Kam -
pagnen und Maßnahmen, die darauf ab -
 zielen, die Zugangsbarrieren für Migran ten
zum Wohnungsmarkt abzubauen.

NRW-Bündnis für Wohnen 

Partner des 2013 gegründeten „Bündnisses
für Wohnen – bezahlbar, generationenge-
recht, energieeffizient“ sind das Mini s te -
rium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung
und Verkehr des Landes NRW, der Verband
der Wohnungswirtschaft (VdW) Rheinland
Westfalen, der Bund freier Wohnungs -
unternehmen Landesverband NRW sowie
Haus & Grund NRW, unterstützt von
Kooperationspartnern wie dem Mieterbund
und der Architektenkammer. In Rahmen -
ver einbarungen werden Absprachen zu
Zielvereinbarungen und Indikatoren zwi-

Marlene Kölling, 
stellvertretende Leiterin der

Berliner Landesstelle für
Gleichbehandlung – gegen

Diskriminierung

Sandra Alberti,
Dortmunder Verein für

Internationale
Freundschaften e.V.

Mehr Informationen 
zu dem Bündnis 

gibt es unter:
www.buendnis-fuer-

wohnen.nrw.de
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schen den wohnungspolitischen Akteuren
und dem Ministerium getroffen. Der Um -
setzungsprozess wird durch Einzelver ein -
barungen mit einzelnen Wohnungs unter -
nehmen konkretisiert. Ziel ist ein ausgewo-
gener und situationsgerechter Dreiklang in
der Bestands-, Neubau- und Quartiers -
entwicklung zwischen den Maßnahmen
zur energetischen Optimierung, zum Ab -
bau von Barrieren und zur Bezahlbarkeit
der Wohnangebote, bei dem ein beidseiti-
ger Gewinn angestrebt wird: Am Beispiel
der Quartiersentwicklung könnte dies laut
Frau Sinz vom VdW eine Unterstützung sei-
tens der Kommune durch die Förderung
eines Quartiersmanagements sein. 

Nürnberger 10-Punkte-
Aktionsplan für Chancengleichheit
auf dem Wohnungsmarkt 

Auf Initiative des Nürnberger Oberbürger -
meisters zusammen mit dem städtischen
Menschenrechtsbüro sowie dem Amt für
Wohnen wurde 2010 ein Aktionsplan mit
Leitlinien und Verhaltenskodizes aufge-
stellt, die die Unterzeichner (Stadt Nürn -
berg, Vertreter der öffentlichen und privaten
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft) ver-
pflichten, bei Vermittlung, Vermietung oder
Verkauf von Wohnungen diskriminierungs-
frei zu handeln. Dabei werden die Lebens -
gewohnheiten der bereits ansässigen Be -

wohner ebenso berücksichtigt wie die der
Wohnungssuchenden. Im Gegenzug bietet
die Stadt Nürnberg Unterstützung in Form
von Anlaufstellen für Ratsuchende oder
interkulturelle Mediation bei Konflikten an.
Herr Barth vom kommunalverbundenen
Immobilienunternehmen wbg Nürnberg
GmbH berichtet, dass dieses Ziel schon vor
der Unterzeichnung des Aktionsplans zum
Selbstverständnis der wbg gehörte, jedoch
die Veröffentlichung des Papiers innerhalb
des Unternehmens zu mehr Austausch ge -
führt hat, da Diskussionen bis zur Füh -
rungs ebene getragen werden und dort der
Umgang im Unternehmen mit der speziel-
len Frage entschieden wird.

Aktionen und (Image-)Kampagnen
von Wohnungsunternehmen und
Verwaltung 

Die wbg Nürnberg widmet sich nicht nur
Migranten als potenzielle Opfer von Diskri -
minierung, sondern auch Menschen mit
Be hinderung oder Homosexuellen, die als
Paar eine Wohnung suchen – bspw. in Form
von Imageanzeigen, bei denen zwei Frauen
sagen: „Wir mussten uns nicht erklären.“
Auch die Bremer GEWOBA hat mit einer
Anzeigenkampagne „GEWOBA – Das ist
mein Zuhause“ die Vielfalt ihrer Mieter -
schaft beworben. Authentische Mieter wer-
den als glaubwürdige Botschafter einge-
setzt. Laut Dr. Gestring haben solche Kam -
pagnen sicherlich kaum Wirkung auf die
Ver mietungschancen, aber sie bringen
generell eine andere Stimmung in die Woh -
nungswirtschaft. 
Tülin Kabis-Staubach berichtet, dass der
Dortmunder Oberbürgermeister auf An re -
gung des Planerladen e.V. erwirkt hat, dass
Briefe der Stadtverwaltung mit dem Schrift -
zug „Dortmund sagt NEIN zu Frem den -
feindlichkeit, Rassismus und Diskrimi nie -
rung“ gestempelt werden. Damit setzt die
Stadt auf sehr einfache, aber gleichzeitig
sehr wirkungsvolle Art ein öffentliches Zei -

Session 1

Die Leitlinien 
und Verhaltenskodizes
im Wortlaut finden 
Sie auf Seite 57

Dieter Barth, 
Leiter der Öffentlichkeitsarbeit
der wbg Nürnberg
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chen ihrer Weltoffenheit und Internationa -
lität und geht als Vorreiterin mit gutem
Beispiel voran.

Münsteraner Erklärung 
„Gutes Wohnen – guter Start“

Die Stadt Münster hat 2005 mit der
Wohnungswirtschaft ein Handlungskon -
zept zum Thema Migration und Wohnen
mit dem Fokus auf Spätaussiedler erarbei-
tet. Das Ziel ist die Unterbringung von
Neu  zuwanderern in integrierten Lagen.
Sowohl auf Seiten der Migranten als auch
bei der aufnehmenden Bevölkerung sollte
gegenseitiges Verständnis erreicht und Leit -
linien vorrangig für das räumliche Zusam -
men leben gefunden werden. Die Stadt ver-
stand als ihre Aufgabe, die Spätaussiedler
und die einheimische Bevölkerung in die-
sem Prozess zu unterstützen, und signali-
sierte laut Herrn Köhnke damit, dass es an
allen Beteiligten liegt, miteinander ins
Gespräch zu kommen und gemeinsam
Konzepte in den Städten zu entwickeln.

„Der Dortmunder Weg“:
Kooperationsvereinbarung 
über die Wohnraumversorgung

Die Stadt Dortmund schließt Kooperations -
ver einbarungen mit Wohnungsunter neh -
men, wobei Moderationsprozesse gestaltet
werden, die zunächst auf bilateralen Ge -
sprächen mit den Eigentümern aufbauen.
Beispielsweise wurden in der Großsiedlung
des sozialen Wohnungsbaus Scharnhorst-
Ost (Negativimage, hoher Migrantenanteil,
gute Infrastruktur) Wanderungsmotive un -
ter sucht, ein Runder Tisch installiert und
eine Kooperationsvereinbarung zwischen

(Quelle: Stadtanzeiger Dortmund- Ost, 16.04.2011)

v.l.:
Prof. Dr. Herbert Ludl, 

Franz-Bernd Große-Wilde
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der Stadt Dortmund und der Wohnungs -
gesellschaft (Übernahme des Stadtteilbüros,
gemeinsames Mietmanagement, gemeinsa-
me Öffentlichkeitsarbeit, Imagekampagne)
geschlossen.

Integrationsfördernde
Maßnahmen von
Wohnungsunternehmen, Schulen
etc.

Herr Große-Wilde erläutert, dass der Spar-
und Bauverein viele integrationsfördernde
Maßnahmen und Projekte, wie z.B. Nach -
barschaftstreffs, unterhält, mit denen die
Genossenschaft langfristig harmonische,
ausgeglichene Strukturen schaffen möchte. 
In der Dortmunder Nordstadt gibt es zwei
Grundschulen, deren Integrationsarbeit
trotz der schwierigen Rahmenbedingungen
beispielhaft ist, wie Regina Hunke lobend
hervorhebt. Aus Sicht des NRW-Integra -
tions ministeriums ist die Unter stützung von
Integration durch Bildung sehr wichtig, v.a.
in der Primarstufe, wo die Basis gelegt wird.
Ihr stellt sich dabei die Frage, wie diese
Bildungserfolge gerade den Schulen in den
von hoher Segregation geprägten Stadt -
teilen gelingt. 
Projekte mit der Zivilgesellschaft aber auch
mit der Wohnungswirtschaft werden initi-
iert, ermöglicht durch eine engagierte
Schul leitung, die das Kollegium mitzieht
und den managementintensiven Prozess
steuert. Herr Heyn musste aber ebenso in
Gesprächen mit anderen Schulen feststel-
len, dass ein Diffusionsprozess der guten
Ideen selten stattfindet. Oftmals liegt es an
der Überforderung von Lehrpersonal oder
einer fehlenden Fokussierung. Prof. Dr.
Staubach ergänzt, dass einer der erwähnten
Schulen auch die enge Vernetzung im
Sozialraum sehr wichtig ist. Die Nordstadt-
Grundschulen greifen diese Ideen Schritt
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39

Verwaltung                     Wissenschaft                      Wohnungswirtschaft                    Interessengemeinschaften 

(Quelle: Planerladen e.V.)

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

Gemeinschaftsbildung/stabile Nachbarschaften

Integration zur Chefsache machen

Ausbau der Unterstützungs- und Beratungsangebote

Belegungsmanagement

Diskriminierung sichtbar machen (Testing/Erhebungen)

Interkulturelle Öffnung der Wohnungsmarktakteure

Interkulturelle Schulungen

Transparenz/ Reflexion von Rollenverständnissen 
der beteiligten Akteure

Strukturen: Kooperationsausbau von 
Wohnungsunternehmen und Verwaltung

Verstetigung von Stadtteilstrukturen/-institutionen

Einschätzung (mittel-)
wichtig

sehr
wichtig

weniger
wichtig

Handlungsfeld

für Schritt auf. Zusätzliche Mittel über den
Betreuungsschlüssel hinaus sind dafür von -
nöten: Privatsponsoring, beispielsweise
durch Kooperationen mit der Wohnungs -
wirtschaft, die im Umfeld erhebliche Be -
stän de hat. Eine Schule konnte über die
Bildungskommission der Stadt Dortmund
ein Vorschul-Modellprojekt akquirieren,
um die Bildungschancen – im Sinne von
moving to opportunity – noch früher in den
Blick zu nehmen.   

Welche Bedeutung wird einzelnen
Handlungsfeldern beigemessen?

Zum Ende der ersten Session wurden die
bereits benannten Handlungsfelder und
ers ten Strategieansätze von den Teilneh -
mern nach Akteursgruppen unterteilt aus
ihrem Blickwinkel gewichtet (siehe Abbil -
dung unten und Foto auf S. 38). Drei Berei -
che fallen besonders ins Auge, die bei allen

Akteurs gruppen höchste Priorität haben:
„Integration zur Chefsache machen“, „In -
ter    kulturelle Öffnung“ und „Interkulturelle
Schulungen“. Auf diese Felder folgen direkt
die Themen „Gemeinschaftsbildung/stabile
Nachbarschaften“ und „Verstetigung von
Stadt  teilstrukturen/-institutionen“. 
Ausreißer gibt es nur wenige: Themen wie
„Diskriminierung sichtbar machen“ werden
bspw. von der Forschung eindeutig und von
der Verwaltung mehrheitlich als „sehr wich-
tig“ eingestuft, während die Wohnungs wirt -
schaft es als nicht so wichtig erachtet. Auch
beim AGG sind die Meinungen kontrovers:
Nur die Wissenschaft stuft es als einen sehr
wichtigen Bereich ein. Dem Thema „Trans -
parenz und Reflexion von Rollen ver ständ -
nissen“ messen die Verwaltung und die
Wohnungswirtschaft größere Bedeu tung bei.

Heyn: 
„In der Praxis erweist es

sich als extrem schwierig,
von den guten Beispielen

zu lernen, da die
Voraussetzungen bzw.
Rahmenbedingungen
häufig andere sind.“

Gewichtung der Handlungsfelder durch die jeweiligen Akteursgruppen
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Welche Strategien sind geeignet, Zugangsbarrieren und
damit der Segregation im Wohnbereich entgegenzuwirken?
Welchen Beitrag können hier freiwillige
Selbstverpflichtungen in der Wohnungswirtschaft leisten?

Session 2

Moderation: Heike Hanhörster, Dr. Bettina Reimann

In der Session II lag der Fokus auf den Instrumenten, mit
denen Dis kriminierung auf dem Wohnungs markt entgegen-
gewirkt werden kann. Wie kann der Zugang zu frei gewähl-
ten Wohnstandorten verbessert werden? Wie gestaltet sich
die Rollenverteilung der einzelnen (Wohnungsmarkt-
)Akteure und wel che Partnerschaften können in Bezug auf
freiwillige Selbstver pflichtungen geschlossen werden? Wer
tritt als Leadpartner bzw. Ini tiator auf?

Heike Hanhörster

Integration und Antidiskriminie -
rung zur Chefsache machen – ein
Verständnis von Zukunftsfähigkeit 

Vorreiter und wichtige Zugpferde bringen als
Vorbilder ein Thema voran. Auch die Anti -
diskriminierungsarbeit braucht solche enga-
gierten Personen und positiven Bei spiele, um
die gesellschaftliche Ausein an dersetzung zu
stärken und die Thematik verbindlicher zu
verankern. Dabei stellt sich die Frage nach
Initiatoren und Tür öffnern.

In vielen Städten wie Nürnberg oder Dort -
mund ist das Thema Chefsache, also Thema
des Oberbürgermeisters. Nach Auffassung
von Thomas Böhm vom Dortmunder Amt
für Wohnungswesen ist die Haltung des
Oberbürgermeisters ein entscheidender
Impuls für die Zivilgesellschaft: Die sehr
präsente rechte Szene mobilisiert in Dort -
mund die Menschen und den Widerstand
der sonst Inaktiven. Eine solche spürbare
zivilgesellschaftliche Veränderung ist aber
seiner Meinung nach nicht durch Verein -
barungen oder Absprachen mit Unterneh -
men, sondern durch das Vorleben seitens
der Stadtspitze erreichbar. 
Nach Ansicht von Hermann Schulten käm per
vom Büro des Dortmunder Oberbürger -
meisters, an das die Migrations- und Inte gra -
tionsagentur angegliedert ist, handelt es sich
dabei um eine rein persönliche politische
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Ent scheidung eines Verwaltungschefs, der
dieses Thema als wichtig und entscheidend
für die Entwicklung seiner Stadt be wertet. 

Dem hält Herr Barth von der wbg Nürn -
berg GmbH entgegen, dass dies nicht nur
eine Wahlkampfentscheidung gewesen ist
und auch nicht sein darf. Er sieht jedoch
Unter schiede zu einem (Wohnungs-)Un -
ternehmen, bei dem sehr wohl durch den
Vorstand oder die Gesellschafter ein Thema
platziert werden kann. Auf die Positio nie -
rung und das Handeln im Innern des Unter -
nehmens muss eine Kommunikation nach
außen folgen, um aus der Vorbildfunktion
heraus Weiteres zu bewegen.
Prof. Dr. Staubach pflichtet Barth bei, dass
nicht nur auf eine charismatische, aufge-
klärte Person an der Stadtspitze gesetzt
werden darf, sondern es Strukturen, Im pul -
sen und Anreizen zur Sensibilisierung
bedarf. Oberbürgermeister und Rat werden
in der Verantwortung gesehen, kommunale
Wohnungsunternehmen beim aktiven Um -
gang mit den Herausforderungen der Inte -
gration in die Pflicht zu nehmen. 

Laut Prof. Dr. Ludl und Frau Sinz wird sich
ein Unternehmen – über kurz oder lang –
von selbst danach ausrichten, wenn eine
diskriminierungsfreie Philosophie von der
Unternehmensspitze als Vorbild im Sinne
einer Selbstverpflichtung vorgelebt wird.
Sinz geht noch weiter: Bewusstseins bil -
dung einhergehend mit Schulungen ist
enorm wichtig, aber die Frage nach dem
richtigen Weg ist nicht allgemeingültig zu
beantworten, da die Lösung in jedem
Quartier eine andere ist. Herr Kraus er -
gänzt aus seiner Sicht, dass Themen wie
Interkulturelle Öffnung mit dem Genera -
tions wandel in den Führungspositionen
zusammenhängen. Seiner Ansicht nach
können die Impulse darüber hinaus auch
von unten aus einer jüngeren, anders
geschulten Mitarbeiterschaft kommen.

Interkulturelle Öffnung 
und Schulungen von
Wohnungsmarktakteuren

Diversity Management in Wohnungs un -
ternehmen aber auch in der Verwaltung
ein hergehend mit interkulturellen Schu -
lun gen der Gatekeeper sind Maßnahmen,
um einerseits Wohnungsmarktakteure für
Diskriminierung zu sensibilisieren und
andererseits dabei zu helfen, Zugangs bar -
rieren abzubauen. 

Laut Frau Sinz gehören interkulturelle Schu -
lungen bei der Fort- und Weiter bil dung von
Mitarbeitern aus Wohnungs un ter  nehmen
zum Standardprogramm des Eu ro päischen
Bildungszentrums der Woh nungs- und Im -
mo bilienwirtschaft. In Ar beits kreisen wurde

v.l.:
Franz-Bernd Große-Wilde,

Dieter Barth, Regina
Hermanns, Dennis Zilske,
Prof. Dr. Reiner Staubach,

Tülin Kabis-Staubach

v.l.:
Dieter Barth,

Roswitha Sinz 
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seitens des VdW versucht, mehr
Unternehmen für diese Ange bote zu
gewinnen. Die Meinung von Kraus kann
Sinz jedoch nicht unterstützen: Die
Offenheit für Diversität im Unternehmen ist
ihrer Erfahrung nach nicht vom Alter ab -
hängig, sondern wird durch den persönli-
chen politischen und Wertehintergrund der
entscheidenden Personen bedingt. Dass die
Wohnungswirtschaft generell offener ge -
wor den ist, hängt mit der gesamtgesell-
schaftlichen Veränderung zusammen – da
ist die Wohnungswirtschaft ein Spiegelbild
der Gesellschaft. 

Frau Kölling von der Berliner Landesstelle
für Gleichbehandlung - gegen Diskriminie -
rung macht sich ebenfalls für Diversity-
Trainings stark, in denen auch die Mehr -
dimensionalität von Diskriminierung auf
dem Wohnungsmarkt Beachtung finden
muss: Neben der Ethnie spielen ebenso
Alter, Familienstatus oder Kinderreichtum,
auch in Kombination, eine Rolle. In Berlin
existiert in ausgewählten Bereichen der
Landes verwaltung sowie der Landes unter -
nehmen ein Pilotprojekt „anonymisierte
Bewerbungsverfahren“. Dadurch sollen

dis kriminierungsfreie Zugänge zu Ausbil -
dung und Beruf sowie die Stärkung diversi-
ty-orientierter Personalauswahlprozesse
und die Erschließung neuer Bewerber grup -
pen gewährleistet werden. Denkbar wäre,
innerhalb dieses Pilotprojektes gezielt
Woh   nungsunternehmen anzusprechen, um
auch bei den Gatekeepern mehr Vielfalt zu
erzeugen. 

Trotz häufig kontroverser Diskussionen zur
praktischen Umsetzung und Verbindlich -
keit sieht Kölling für Diversity-Arbeit in
Instrumenten wie der „Charta der Vielfalt“
gute Ansätze, denn das Unternehmen gibt
damit eine grundsätzliche Erklärung ab, in
seiner (Personal-)Politik einen Schwerpunkt
auf Vielfalt und Diskriminierungsfreiheit zu
setzen. Die Berliner GESOBAU AG bspw.
bietet interkulturelle Schulungen für ihre
Mitarbeiter an und möchte den Anteil der
Beschäftigten und Auszubildenden nicht-
deutscher Herkunft erhöhen. Das Un ter -
nehmen hat außerdem die Stelle einer Inte -
grationsbeauftragten eingerichtet und führt
Modellprojekte zur nachhaltigen Integra -
tion von Migranten, sozial schwächeren
und behinderten Menschen durch, z.T. in
Kooperation mit sozialen Trägern. Prof. Dr.
Staubach vom Planerladen e.V. ergänzt,
dass die Unterzeichnung der Charta der
Vielfalt nicht nur mit einem Selbstbe -
kenntnis zu Diversity-Strategien einhergeht,
sondern auch zum Erfahrungsaustausch
genutzt werden kann. 
Nach Einschätzung von Frau Sinz gibt es
eine Vielzahl von Wohnungsunternehmen,
wie z.B. die GAG in Köln, die die Vielfalt in
ihren Beständen aktiv unterstützt, aber
nicht zu den Unterzeichnern solcher Siegel
gehören. Letztendlich kommt es darauf an,
die Ziele praktisch vor Ort umzusetzen –
das ist unabhängig von einer Zertifizierung.

Interkulturelle Kompetenz ist auch ein
Thema für Privateigentümer. Frau Hunke
be richtet von einem Eigentümer im Dort -

Session 2

Regina Hunke,
Ministerium für Arbeit, Integration
und Soziales des Landes NRW
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munder Norden, der einen Mieter mit tür-
kischem Migrationshintergrund bei der
Aufklärung der anderen Mieter zur Müll -
tren nung einbezogen hat. Ein weiteres po -
si tives Beispiel für funktionierende interkul-
turelle Öffnung ist die katholische
Aachener Siedlungs- und Wohnungs bau -
gesellschaft, die in Berlin-Neukölln Wohn -
raum mit flankierenden Angeboten für
südosteuropäische Neuzuwanderer ge -
schaf fen hat. In dem aus acht renovierten
Altbauten mit 137 Wohnungen bestehen-
den Gebäudeensemble an der Harzer
Straße haben ca. 600 Bewohner – darunter
80 % Roma – eine menschenwürdige Blei -
be und eine neue Heimat gefunden. Inzwi -
schen vermittelt die Wohnungsgesellschaft
Roma-Familien auch problemlos in ihre
Bestände in weniger migrantisch-geprägten
Stadtteilen wie z.B. Charlottenburg, wäh -
rend für das Gebiet Harzer Straße ebenso
nicht-migrantische Bewerber zu verzeich-
nen sind. Vornehmlich versucht die Aache -
ner Siedlungsgesellschaft jedoch, die
Roma- Bewerber mit Wohnungen zu versor-
gen, da sie es auf dem Wohnungsmarkt be -
sonders schwer haben.

Ausbau von Unterstützungs- und
Beratungsangeboten im Quartier 

Angebote im Stadtteil wie Quartiers- oder
Konfliktmanagement stellen wichtige An -
kerpunkte dar und haben eine stärkende
Rolle für die Stadtteilakteure wie auch für
private Vermieter von Wohnraum. Solche
Anlaufstellen sind Mittler zwischen den
Akteuren vor Ort und der Verwaltung oder
anderen Institutionen. 

Für den Privateigentümer Herrn Hüßler
sind Ansprech- und Kooperationspartner
wie das Quartiersmanagement (QM) und
der Planerladen e.V. in der Dortmunder
Nordstadt sehr wichtig; denn aus seiner
Erfahrung können Einzeleigentümer ohne
eigenes Engagement in der Nordstadt nicht

agieren. So steht Hüßler auch mit dem
Dortmunder Mieterverein in Kontakt, ist in
vielen Gremien vertreten und berät in dem
Projekt IdEE (Innovation durch Einzel Eigen -
tümer) mit anderen Eigentümern über Ver -
än derungspotenziale. 

Auch Frau Sinz befürwortet die Förderung
von QMs: Sie strukturieren und verbinden
die Prozesse vor Ort, fördern Vernetzung
und generieren als weiteren Mehrwert auch
Investitionen außerhalb der Städte bau för -
derung. Bei der Nachbarschaftsbildung im
Quartier bedarf es bestimmter Disziplinen
und externer Begleitung. Sinz sieht die
Kommune, und dort nicht nur das Woh -
nungsamt, in der Pflicht, ebenso sind die
Träger der Wohlfahrtspflege, Schulen und
andere Bildungseinrichtungen wichtige
Kooperationspartner für die Wohnungs un -
ternehmen. 
Basis dieser Zusammenarbeit sollte, wie es
bspw. in Dortmund vorbildhaft mit den
klein räumigen Quartiersanalysen und der
kommunalen Wohnungsmarktbeobachtung
bereits geschieht, eine gemeinsame Situ a -
tionsbeschreibung des Quartiers sein. Erst
auf dieser Grundlage eines gemeinsamen
Problem- und Analyseverständnisses kön-
nen gemeinsame, verpflichtende und zu
evaluierende Vereinbarungen geschlossen
und konkrete, an die Voraussetzungen vor
Ort angepasste Maßnahmen entwickelt
werden. Es darf nicht nur bei Diskussions -
runden bleiben.

Marlene Kölling

Sinz: Die Vielfalt der
gesellschaftlichen

Aufgaben und Probleme
spiegelt sich in einem

Wohngebiet und dem dor-
tigen Miteinander wider.

Daher können
Wohnungsbestände ein

Frü̈hwarnsystem für
bestimmte gesellschaftli-

che Themen, Defizite, aber
auch Chancen sein. Um
die Wohnungswirtschaft
damit nicht zu ü ̈berfor-

dern, sind Kooperationen
mit der Kommune nötig.

IdEE-Nordstadt soll
Eigentümer in ihren

Entscheidungen unter -
stützen und so auch die

Nordstadt insgesamt
 stärken. Die Stadt sowie
Unternehmen, Verbände

und verschiedene
Berufsgruppen haben

gemeinsam neue Angebote
fu ̈r private  Eigentümer

 speziell für die Nordstadt
entwickelt.
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Herr Hermanns berichtet von Bestre bun -
gen, auf Grundlage mehrerer Ratsbe -
schlüsse eine städtische Antidiskri mi -
nierungsstelle als Bestandteil des neuen
Bonner Kommunalen Integrationszentrums
aufzubauen. Bisher gab es in Bonn keinen
Träger, der das Thema Antidiskriminierung
konsequent bearbeitet und die entspre-
chende Fachlichkeit aufgebaut hat.  

„Wohlfühlen vor der Haustüre“:
Stabile Nachbarschaften und
Gemeinschaftsbildung

Gemeinschaftsbildung und stabile Nach -
barschaften sind Bausteine zur Integration
in den Quartieren. Dafür bedarf es jedoch
geeigneter Räume und Anlässe, um diese
Gemeinschaft entstehen zu lassen.  

Laut Dr. Sybille Münch von der TU Darm -
stadt gelingt Integration durch funktionie-
rende Nachbarschaften und nicht durch die
Vorstellung „wir müssen im Sinne der
Migran ten mischen“. Daher muss Stabi lität
von Nachbarschaften ein Hand lungs -
schwer punkt der Wohnungswirtschaft sein,
um dadurch die Vermietbarkeit ihrer Woh -
nungsbestände zu sichern.

Dem pflichtet der Vertreter der Wiener
Genossenschaften bei. In dem Zusammen -
hang umreißt Prof. Dr. Ludl die Rolle der
Hausmeister, die als Bezugspersonen und
Koordinatoren vor Ort einsetzt werden, wie
folgt: „Er muss Sheriff und Beichtvater
gleich zeitig sein: Sheriff für alle diejenigen,
die sich danebenbenehmen; die müssen
ihn respektieren. Beichtvater für alle, die
sor   genbeladen kommen.“ Nur mit der rich-
tigen Einstellung kann der Zugang zu den
Mie tern hergestellt werden.
Aus Ludls Sicht müssen in einem Wohn -
quartier Gelegenheiten für die Bildung von
Gemeinschaft bereitgestellt werden: gestal-
tete Plätze und Räume, wie z.B. die Ge -
mein schaftswaschküche. Seiner Meinung
nach ist das genossenschaftliche Wohnen
dafür geeigneter als das Eigentum, da die
genossenschaftliche Struktur Anlässe des
Zusammenkommens und des gemeinsa-
men Entscheidens bietet. 

Aus Sicht von Frau Sinz ist jedoch der
Begriff der stabilen Nachbarschaften nicht
der richtige Terminus: Es geht nicht um
die Beschreibung eines Idealziels, sondern
um einen Prozess, der je nach der Situation
im Quartier variiert und individuell ge -
staltet werden muss vor dem Hintergrund
der Frage von NRW-Städtebauminister
Groschek: „Wie schaffe ich die Heimat vor
der Haustüre?“

Einzeleigentümer sensibilisieren
und aktivieren

Der Hauptanteil des Wohnungsbestandes
ist nicht in der Hand von großen Woh -
nungs gesellschaften, sondern im Besitz von
Einzeleigentümern, die als Masse schwer
greifbar sind. Da sind andere Instrumente
gefragt, um diese Vermieter anzusprechen
und sie für das Thema zu sensibilisieren. 

Session 2

Dr. Sybille Münch, 
Technische Universität Darmstadt 
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Für Herrn Böhm vom Dortmunder Amt für
Wohnungswesen sind Förderprogramme
und Projekte wie das „Beratungsnetzwerk
IdEE – Innovation durch EinzelEigentümer“
des NRW-Städtebauministeriums in Ko -
operation mit Haus & Grund wichtig, das
Pri vateigentümer in ihrem Engagement für
die eigene Immobilie und ggf. gemeinsam
mit anderen Eigentümern für das Wohn -
umfeld unterstützt. Der Schritt zur Ände-
rung der eigenen Haltung ist jedoch noch
ein weiterer.

Auch Herr Pardo, Immobilienberater und
Inte gra tionsratsmitglied, sieht in den Privat -
eigentümern die eigentliche Ziel grup pe:
Um hier der Diskriminierung entgegenzu-
wirken, ist eine eindeutige Positionie rung
der Stadtspitze zu Integration dienlich und
erleichtert das Kommunizieren der Integra -
tionsziele nach unten.

Aufgrund von Diskriminierungsbeschwer -
den ist in Nürnberg der 10-Punkte-Aktions -
plan (siehe Session 1) entstanden, in dessen
Folge das Thema in der Öffentlichkeit dis-
kutiert wurde, z.T. Veränderungen auch
außerhalb des Papiers auftraten und sich
Menschen leichter zu Wort gemeldet ha -
ben. Jedoch räumt Herr Barth ein, dass
Diskriminierung nur vereinzelt von den
Unterzeichnern ausging, sondern es in der
Regel die frei am Markt agierenden, oft
nicht greifbaren Einzeleigentümer waren.

Frau Sinz hält dagegen: Erfahrungen in
Köln-Kalk haben gezeigt, dass nicht nur
Klein eigentümer, sondern auch größere
Woh nungsunternehmen hinsichtlich sozi-
alverträglicher Bestandsmodernisierung
sen sibilisiert werden müssen: Treu dem
Mot to der Montagsstiftung „einfach gut
woh nen“ muss preiswerter Wohnraum er -
halten werden, in dem sich die Menschen
gleichzeitig wohlfühlen. 

Freiwillige Selbstverpflichtung:
Philosophie, Pakt oder Bündnis
mehrerer Partner? 

Dass die richtige Begrifflichkeit nicht ganz
einfach ist, hat die Diskussion gezeigt.
Handelt es sich um einen Aktionsplan, ein
(Maßnahmen-)Paket, ist es ein Bekenntnis
in einer Satzung im Sinne einer Ge -
schäftsphilosophie oder trifft es der Begriff
„Pakt“ am besten? Die Motivation kann
ganz unterschiedlich sein (z.B. Image pfle -
ge, Vorbeugung gegen rechtliche Rege lun -
gen). Mehrfach tauchte in der Diskussion
der Aspekt einer wechselseitigen Be zie -
hung auf – „ein Geben und Nehmen“. Und
dann stellt sich noch die Frage nach dem
Initiator.

Wenn von rechtlicher Seite neue Gesetze,
Verordnungen und Auflagen drohen, wer-
den Akteure oftmals selbst aktiv und ver-
pflichten sich freiwillig bestimmte Rahmen
einzuhalten, um diesen gesetzlichen Zwän -
gen aus dem Weg zu gehen. Die Wie ner
Genossenschaften haben laut Prof. Dr. Ludl
vorab mit einer eigenen Absichtserklärung
auf die Ankündigung von Mietzin s ober -
gren zen reagiert. Rechtlich verbindlich sind
diese freiwilligen Zugeständnisse nicht, das
vermögen nur Gesetze oder Verordnungen,
am besten gekoppelt an Förderprogramme,
die mit bestimmten Auflagen verbunden
sind. Diskriminierungsfreiheit sollte Ludls

Giorgio Pardo, 
Mitglied des
Dortmunder

Integrationsrates 

Böhm: In Dortmund gibt
es 310.000 Wohnungen,

davon befinden sich knapp
drei Viertel in den Händen

privater Eigentümer, 
der Rest ist im Besitz von
Wohnungsunternehmen –

davon gehört wiederum
die Hälfte Fonds gesell -

schaften, die als
Kooperationspartner

schwer erreichbar sind.
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Ansicht nach in die Unternehmens philo -
sophie oder die Sat zung aufgenommen
werden, an dem das Unternehmen gemes-
sen werden kann. 

Eine ähnliche Motivationsbasis sieht Frau
Sinz für das „Bündnis für Wohnen“ in
NRW, denn auch bei dieser freiwilligen
Selbstverpflichtung möchten die Unter -
zeichner bestimmten Ordnungsgesetzen
zu vor kommen. Durch die Selbst ver pflich -
tung besteht nun die Möglichkeit, potenzi-
elle Zielkonflikte der Themen Bezahl -
barkeit, Generationengerechtigkeit und
Ener gieeffizienz vor Ort aufzuzeigen und
zusammen mit dem Ministerium und dem
Gesetzgeber an Lösungen zu arbeiten. Sinz
beschreibt eine solche Selbstverpflichtung
als mehrseitigen Pakt, in den alle Betei -
ligten etwas einbringen.

Ein solches Prinzip des Gebens und
Nehmens liegt auch dem Nürnberger 10-
Punkte-Aktionsplan zugrunde. Laut Herrn
Barth von der wbg Nürnberg hat die Stadt
Nürnberg nicht nur ein Papier mit ihren
Forderungen an die Unterzeichner, sondern
auch an sich selbst formuliert (Stärkung der
eigenen interkulturellen Kompetenz) und
hat darüber hinaus Unterstützungsangebote

einbezogen (Netzwerk Interkulturelle Me -
dia tion, Sprachförderung, eine ad-hoc-
Dolmetschergruppe). Barth sieht in diesem
Angebot v.a. für kleinere Unternehmen
einen Anreiz, Mitunterzeichner zu werden,
während große Wohnungsmarktakteure
häufig ihre eigenen Lösungsmechanismen
entwickeln. 

Auch für Prof. Dr. Staubach stellt es ein
Wechselspiel dar, bei dem die Balance
stim men muss. In den USA müssen bspw.
in der Städtebauförderung die Anfor de -
rungen des „Fair Housing-Act“ erfüllt wer-
den. Auf Anfrage des Planerladen e.V. teilte
das NRW-Städtebauministerium mit, dass
eine allgemeine Regelung eines „AGG-
main streaming“ hierzulande nicht möglich
sei, aber bei Förderanträgen auf die Berück -
sichtigung der AGG-Anforderung geachtet
werde. Wünschenswert wäre, dass in Inte -
grierten Handlungskonzepten in der Städte -
bauförderung plausibel darzulegen wäre,
wie der Zugang zu Wohnraum für benach-
teiligte Gruppen verbessert werden soll.

Herr Böhm ist der Auffassung, dass dies ein
bilateraler Prozess mit den Wohnungs -
unternehmen sein muss, um das Unter neh -
men im Dialog dafür zu gewinnen und dazu
zu motivieren, das Thema zur Philo so phie
zu machen. Dabei sieht er die Dort munder
Unternehmen bereits auf einem guten Weg.
Mit den fünf größten Woh nungs unter -
nehmen (darunter auch Deut sche Annington
und LEG) konnte das Amt für Woh -
nungswesen, basierend auf einer funktionie-
renden Dialogebene, Ko ope rations ver -
einbarungen über die Wohn raum versorgung
abschließen: Die abgestimmten Ziele wer-
den in der Umsetzung eingehalten, woraus
sich weitere Poten ziale ergeben. Daher sieht
Böhm nicht die Kom mune als vornehmliche
Initiatorin. Gleichzeitig räumt Böhm ein,
dass es große Unternehmen gibt, zu denen
aufgrund eines anderen Investi tions- und

Session 2
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Thomas Böhm, 
Ulrich Kraus,
kommunale Wohnungsmarktbeobachtung bei der NRW.BANK
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Kommuni kationsverhaltens trotz großer
Bemühungen seitens der Stadt kein Zugang
gefunden wird. 
Darauf entgegnet Frau Kabis-Staubach,
dass Akteure wie der Planerladen e.V. Ko -
ope rationspartner wie die Stadt braucht,
um zusammen Türen zu öffnen. Nur ge -
mein sam kann die notwendige Überzeu-
gungsarbeit geleistet werden. 

Herr Kraus von der NRW.BANK weist dar-
auf hin, dass sich viele Wohnungsunter -
nehmen derzeit überfordert sehen: Durch
steigende Anforderungen bspw. bei der
energetischen Sanierung, dem altersgerech-
tem Umbau und sozialen Dienstleistungen
für Mieter und Quartier nehmen die perso-
nellen und finanziellen Belastungen der
Unternehmen zu. Sie reagieren dann z.T.
reflex artig ablehnend, etwa wenn sie Auf -
gaben, die die öffentliche Hand nicht mehr
finanzieren kann, übernehmen sollen. Des -
halb spielen für Kraus bei der Entwicklung
von Maßnahmen im Sinne von freiwilligen
Selbstverpflichtungen auch der Kosten as -
pekt sowie der Personalaufwand eine ent-
scheidende Rolle.

Symbolische Bedeutung statt
Schuldeingeständnis 

Das Instrument der freiwilligen Selbst -
verpflichtung darf nicht falsch interpretiert
werden. Es wurden Sorgen geäußert, dass
ein solches Bekenntnis einem Schuldein -
geständnis gleichkommt. Dabei sollte viel-
mehr der Symbolcharakter eines vorbildli-
chen Handelns in den Vordergrund gerückt
werden. 

„Bisher hat das Unternehmen diskriminiert,
zukünftig will es das nicht mehr machen.“
– entsteht durch eine freiwillige Selbst -
verpflichtung ein solcher Eindruck? Das
zumindest befürchtet Dr. Gestring bei der
Wahl dieser Begrifflichkeit bei einem so

heik  len Thema. Dennoch sieht er eine
große Chance darin, Symbole in der
Öffent   lichkeit und in Diskursen zu setzen –
und das nicht nur seitens der Stadtspitze,
sondern auch durch große Wohnungs -
unternehmen. 

Prof. Dr. Staubach verweist in dem Zusam -
menhang auf die im Vorlauf zur Einführung
eines Siegels (siehe S. 27) vom Planerladen
e.V. geführten Gespräche mit der institutio-
nellen Woh nungswirtschaft, die reflexartig
ab lehnend reagiert hatte – möglicherweise
aus der Sorge davor, damit eventuell
zugleich die Existenz von Diskriminierung
in den ei ge nen Beständen einzuräumen.
Stattdessen sollte aber vielmehr die Vo r -
reiterrolle hervorgehoben werden, so wie
es dem Planerladen mit dem Eigen -
tümerehepaar Hüßler (ITW GmbH) gelun-
gen ist, das als erstes mit dem Siegel ausge-
zeichnet wurde. 
„Ihm wurde sicherlich im Nachhinein
keine Diskriminierung unterstellt“, so Frau
Kabis-Staubach. Durch Aktionen mit Sym -
bol- und Signalwirkung werden Prozesse
angestoßen, wofür verlässliche Partner
benötigt werden, die mit Vorbildcharakter
für ein Thema einstehen. Darüber hinaus
müssen aber auch die weiteren Schritte in
Richtung eines diskriminierungsfreien
Woh nungsmarktes erfolgen, wobei in erster
Linie die (ehemals gemeinnützigen) Woh -
nungs gesellschaften gefordert sind, in Vor -
bildfunktion deutlich zu zeigen, dass sie
nicht diskriminieren. Darin sieht Kabis-
Staubach einen Weg, auch weitere Privat -
eigentümer davon zu überzeugen. 

Tülin Kabis-Staubach
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Aus der Wohnungswirtschaft

Giorgio Pardo regt an, bei größeren Woh -
nungs unternehmen anonymisierte Bewer -
bungs verfahren durchzuführen. Für ihn
sind Bildung, Vielfalt und Integration die
Schlüs sel gegen Diskriminierung. 

Dieter Barth nimmt sich vor, die derzeit in
Überarbeitung befindlichen Leitlinien der
wbg Nürnberg auf die heute besprochenen
Inhalte zu überprüfen und die Mitar bei -
terweiterbildung im Bereich Antidis kri mi -
nierung zu vertiefen.

In der Rolle des Verbandes der Wohnungs -
wirtschaft nimmt sich Roswitha Sinz vor,
die Vorreiterrolle im Sinne der Charta der

Abschlussrunde

In einer abschließenden Runde hatten die Workshop-Teil -
neh  mer die Mög lichkeit, – falls bereits vorhanden – konkrete
Maß nah men- oder Pro jektideen, die sie anstoßen möchten,
zu benennen und Wünsche zu äußern. 

Moderation: Heike Hanhörster, Dr. Bettina Reimann
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Vielfalt stärker zu demonstrieren und in zu -
künftige Bündnisse, die für Quartiere vor
Ort vereinbart werden, einzubringen. 

Aus der Verwaltung

Marlene Kölling wird an dem Runden
Tisch, der die ADS-Testing-Studie auswer-
ten wird, teilnehmen. Wünschenswert
wäre, wenn diese Runde auch darüber hin-
aus tätig sein und in anderen Bundes län -
dern Schule machen würde.
Durch mehr öffentliche Aufmerksamkeit
und Problembewusstsein mittels Informa -
tions kampagnen könnte die Ungleich be -
hand lung auf dem Wohnungsmarkt stärker
in der Öffentlichkeit sichtbar gemacht wer-
den. Mit dem Ziel der Stärkung der Diver -
sity-Kompetenz der Wohnungsmarktak teu -
re sollte ein örtliches Wohnungsunterneh -
men in das Berliner Pilotprojekt „Anonyme
Bewerbungen“ eingebunden werden. Dar -
ü ber hinaus müssen die rechtlichen Lücken
im Diskriminierungsschutz identifiziert und
geschlossen werden sowie tragfähige,
transparente Beschwerdewege aufgebaut
werden. Neben Diskriminierungsstellen
können das auch Stellen sein, die in Ko -
operation mit den Wohnungsmarkt ak teuren
aufgebaut werden, wie z.B. Om buds per -
sonen.

Mit der „Charta der Vielfalt“ besteht ein
Instrument auch für die Wohnungs wirt -
schaft, das auf kommunaler Ebene genutzt
werden kann. Ulrich Hermanns sieht im
Bereich Diversity dort, trotz aller Un ver -
bindlichkeit, gute Anknüpfungs punk te, um
Kontakte zu Wohnungsmarktak teu ren her-
zustellen. Die Charta formuliert einen
Grundkonsens, der den Boden für weit -
reichendere Selbstverpflichtungen be rei ten
kann. Ethnische Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt wird auch ein Thema der
Antidiskriminierungsberatungsstelle im

Kommunalen Integrationszentrum der Stadt
Bonn sein. Grundsätzlich geht es nicht nur
um die Diskriminierung beim Zugang zum
Wohnungsmarkt, sondern auch um Un -
gleichheiten bei den Wohnverhältnissen:
Als Ausdruck und Folge von Diskrimi nie -
rung leben bestimmte Bevölke rungs -
gruppen in unzumutbaren Verhältnissen.
Das Problem muss deutlich benannt und
skan dalisiert werden, um den Druck auf
ver   antwortungslose Vermieter zu erhöhen.

Laut Dr. Andreas Kapphan sollte die Leit -
idee einer diskriminierungsfreien und
nicht-segregierten Stadt in dem Stadtent -
wick lungskonzept Berlin 2030 verankert
sowie diskriminierungsfreies Belegungs ma -
nagement in den Berliner Stadtent wick -
lungsplan Wohnen integriert werden. Es
wäre gut vorstellbar, das Berliner Landes -
programm für Integrationslotsen (bisheriger
Fokus auf Kitas und Schulen) auf die Wohn -
gebiets- und Quartiersebene auszuweiten.
Denkbar wäre auch eine gemeinsame Kam -
pagne von Kommune und Wohnungs -
baugesellschaften z.B. mit dem Titel „Dazu -
gehören“. Darüber hinaus wünscht sich
Kapphan, dass die Wohnungsunternehmen
Mitarbeiterschulungen zu interkultureller
Kompetenz und Antidiskriminierung durch-
führen und in ihre Jahresberichte Integra -
tionsaktivitäten und Aussagen zu diskrimi-
nierungsfreiem Belegungsmanagement tref-
fen würden. 

Die Antidiskriminierungs -
beratungsstelle ist seit

Ende Juli 2014 im
Kommunalen Integrations -

zentrum der Stadt Bonn
besetzt. Zu den Aufgaben
gehören u.a. die Beratung
und Unterstützung bei der

Bearbeitung von
Einzelfällen ethnischer

Diskriminierung, die
Durchfu ̈hrung von

Qualifizierungsangeboten
und Informations -

veranstaltungen.

Dr. Andreas Kapphan



50

Ulrich Kraus setzt sich zum Ziel, Best-
Practice-Beispiele in weniger avantgardisti-
schen Städten und Regionen zu verbreiten,
z.B. über die kommunale Wohnungs beob -
ach tung (KomWoB) NRW. Daneben
wünscht er sich mehr Mitarbeiter mit Mig -
ra tions hintergrund in potenziellen Gate -
kee perpositionen, bspw. in Anlehnung an
die Kampagnen der Polizei bei der Suche
nach Bewerbern mit Migrationshin ter -
grund, und fordert interkulturelles Training
und Antidiskriminierungssensibilisierung
als Standardbausteine bei der Berufsaus bil -
dung von Maklern, Wohnungswirtschafts-
Fachwirten, Bürokaufleuten etc. 

Regina Hunke wünscht sich mehr von Best-
Practice-Ansätzen zu lernen. Wünschens -
wert wären bspw. Wohnmodellprojekte
von den Dortmunder Wohnungsunter neh -
men, in denen Menschen mit Migrations -
hintergrund aktiv in die Arbeit eingebunden
werden und die so Probleme gemeinsam
angehen sowie ein Miteinander befördern. 

Jochen Köhnke gibt an, dass v.a. unzurei-
chende Sprachkenntnisse eine Barriere bei
der Wohnungssuche darstellen, der mit
mehr   sprachigem Personal und mutter-
sprachlicher Beratung bei den Woh nungs -
gesellschaften begegnet werden sollte.
Außerdem könnten „Wohnungslotsen“ als
Un terstützer bei der Wohnungssuche fun-
gieren.

Aus der Wissenschaft

Aus der wissenschaftlichen Perspektive
wünscht sich Dr. Sybille Münch ein gestei-
gertes Interesse an der Wohnungspolitik,
eine stärkere öffentliche und wissenschaftli-
che Debatte zu Diskriminierung und Un -
gleichbehandlung – nicht nur am Woh -
nungs markt – sowie eine Versachlichung
der Segregationsdiskussion: Segregation ist
nicht nur den Wohnpräferenzen der Zu -
wan dererhaushalte geschuldet, sondern
auch durch strukturelle Zugangsbarrieren
und Ressentiments bedingt.

Dr. Bettina Reimann empfiehlt in Richtung
ressortübergreifender Zusammenarbeit von
Verwaltungs- und Politikbereichen (Bun -
des-, Landes- und kommunale Ebene) eine
bessere Abstimmung und Verzahnung der –
bislang häufig unabhängig voneinander
agierenden – Bereiche Wohnen, Integration
und Stadtentwicklung. Zudem sollte sich
die öffentliche, politische und wissen-
schaftliche Debatte um Diskriminierung
und Ungleichbehandlung nicht allein auf
den Mietwohnungs-, sondern auch auf den
Wohneigentumsbereich erstrecken. 

Abschlussrunde

Regina Hunke,
Prof. Dr. Herbert Ludl

Dr. Bettina Reimann
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Im Sinne der Forschung wünscht sich Dr.
Norbert Gestring die offenen Fragen zu
„Wohnen – Integration – Migration“ tat -
säch lich anzugehen. Aus wohnungspoliti-
scher Sicht müsste darauf hingearbeitet
wer den, soziale Probleme nicht zu ethni-
sieren, da die zentralen Integrations -
probleme (Bildung, Armut, Arbeitslosigkeit,
prekäre Beschäftigungsverhältnisse, unsi-
chere Zukunftsaussichten) nicht mit kultu-
rellen Unterschieden zu erklären sind. Ein
Quartier darf nicht als Problemviertel ange-
sehen werden, nur weil der Migran ten -
anteil hoch ist. Unter dem Stichwort „Mi -
granten als Ressource“ müssen Initiativen
der Antidiskriminierungsarbeit unterstützt
und öffentlich bekannt gemacht werden,
wie z.B. die Charta der Vielfalt oder der
Nürn berger Aktionsplan, so dass Anti dis -
kriminierung in der Praxis selbstverständ-
lich wird. Und Wohnungsvergaben dürfen
nicht nach ethnischen Kriterien erfolgen.

Laut Timo Heyn müssten sich die struktu-
rellen Rahmenbedingungen in den Städten
mit besonderen Wohnungsengpässen ver-
bessern, da dort die subtilen Diskrimi nie -
rungsmechanismen viel stärker greifen kön-
nen. In die Diskussion um solche stadtent-
wicklungspolitischen Entscheidungen soll-
ten alle beteiligten Akteursgruppen, insbe-
sondere die bisher unterrepräsentierte
Zivilgesellschaft und soziale Gruppen,
eingebunden werden. Die gemeinsame
For derung an die Städte muss lauten, den
Eng päs sen mit Neubau zu begegnen. Au -
ßer  dem könnte finanzschwachen Familien
in Städten mit Wohnraummangel mit einem
Umzugswohngeld dennoch ein Umzug er -
möglicht werden. 

Martina Sauer vom Zentrum für Türkei -
studien und Integrationsforschung schließt
sich den Vorrednern aus der Wissenschaft
an und betont die Notwendigkeit, mögliche
sozial- und milieubedingte Differenzen
zwi schen Bewohnern bzw. in Nachbar -

schaften nicht pauschal als kulturell
bedingt zu klassifizieren. Eine Versach li -
chung der Debatte zum Zusammenleben in
Nachbarschaften ist dringend geboten –
auch mit Blick auf den Vorwurf der gewoll-
ten Bildung von Parallelgesellschaften und
segregierten Quartieren, die häufig stärker
sozial als ethnisch oder kulturell verdichtet
sind. Darüber hinaus müsste die Gen tri fi -
zie rung der Innenstädte, die zu einer Ver -
treibung auch der migrantischen Bevöl -
kerung führt, verhindert und bezahlbarer
Wohnraum in den Städten geschaffen wer-
den.

Jochen Köhnke

Timo Heyn
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Strukturelle Diskriminierung auf dem Woh -
nungs markt ist in Deutschland an der Ta ges -
 ordnung, aber weitgehend ein woh nungs -
politisches Tabuthema. Heike Han hör ster
empfiehlt, sich den Belegungs praktiken des
(sozialen) Wohn raums stärker aus einer in -
ter national vergleichenden Forschungs pers -
pektive zu widmen. Erfahrungen beispiels-
weise aus den Niederlanden und Eng land
zeigen, dass der Diskriminierung durch
eine Enttabuisierung des Themas und eine
Modifikation des Belegungsma nage ments
strukturell entgegen gewirkt werden kann.

Aus der Zivilgesellschaft

Aus den Erfahrungen in der Dortmunder
Nordstadt wünscht sich Dennis Zilske vom
Planerladen e.V. die bessere Vermarktung
von Best-Practice-Beispielen mit dem Fokus
auf Privateigentümer; zur Steigerung der
Mo tivation wäre es sicherlich von Vorteil,
wenn Berichte aus den eigenen Reihen
kämen. 

Regina Hermanns vom Planerladen e.V.
spricht sich für mehr Projekte aus, die die
Nachbarschafts- und Gemeinschafts bil -
dung unterstützen und damit zur Inte gra -
tion beitragen. Beispielhaft sind Nachbar -
schaftstreffs, die auf niedrigschwelliger
Ebene die Möglichkeit der Begegnung und
des ungezwungenen Austausches auf
Augenhöhe bieten. Wünschenswert wären
Kooperationsprojekte von Wohnungs unter -
nehmen mit Migrantenselbstorganisationen
oder Vereinen, die vor Ort tätig sind und so -
mit aus ihrer alltäglichen Arbeit Orts kennt -
nis und Erfahrungen einbringen können.

Prof. Dr. Reiner Staubach möchte gemein-
sam mit der Stadt Dortmund konkrete
Ansätze zur Verbesserung der Wohnsitu -
ation und der Wohnungsmarkt zu gangs -
mög lichkeiten von Neuzuwan de rern aus
Ost europa entwickeln, hierbei besonders
den Blick auf die Verursacher und Profi -
teure lenken sowie an einem Wohn projekt
mit und für die Zielgruppe arbeiten. 
Angelehnt an die Vorgehensweise in Dort -
mund wünscht er sich auch in anderen
Kom   munen eine Verknüpfung der Master -
pläne „Integration” und „Wohnen”, um
Dis  kur se zusammenzuführen und Syner -
gien zu erzeugen.
„Representative democracy“ in Verwal tung
und Verbänden, insbesondere aber auch in
der Politik darf nicht sich selbst überlassen
bleiben, sondern daran muss gearbeitet
wer den: In Zuwanderungsstadtteilen kommt
es durch das fehlende Wahlrecht eines

Abschlussrunde

Regina Hermanns,
Dr. Bettina Reimann

Heike Han hör ster



53

Großteils der Bevölkerung mit Mi gra -
tionshintergrund sowie durch die Nicht -
inanspruchnahme die ses Bürger rech tes der
Wahlberechtigten zu einem politischen
Repräsentations de fi zit. Glei ches gilt für die
Verwaltung und In sti tutionen (auch aus der
Wohnungs wirt schaft). Im Nati o nalen Ak ti -
ons plan sollte dem Thema Wohnen ein ent-
sprechender Stel  l enwert zukommen. 
Zudem regt Staubach an, beim KOMM-IN-
Programm auch Modellprojekte im Wohn -
bereich (z.B. „Verbesserung des Zu gangs zu
Wohn raum“) zu platzieren. In diesem
Kontext fordert er, in Förder pro gram men
des Landes und Bundes systematisch die
Anforde run gen des AGG zu berücksichti-
gen („AGG-mainstreaming“). Außerdem
sollte die Funk tion von Fokus wohn quar -
tieren als In te grationsstadtteile stärker
gewürdigt werden: Zivilgesellschaft und
Bewohner leisten dort sehr viel. Anders als
dies der Begriff „überforderte Nach bar -
schaften“ nahe lege, sei „Überforderung“
häufig eher auf Seiten der Politik, der Ver -
wal tung oder der Wohnungswirtschaft zu
erkennen als bei den Nachbarn selbst.
Darüber hinaus müsste dem Thema
„Moving to Opportunity“, zu dem es in den
USA Programme gibt, auch hierzulande
mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden,
um der Perspektive der Freizügigkeit bei der
Wohnstandortwahl mehr Raum zu geben.

Tülin Kabis-Staubach regt anknüpfend an
den heutigen Diskurs einen engen Aus -
tausch mit der Stadt Dortmund (Amt für
Woh  nungswesen, MIA-DO, Sozial de zer -
nat) an, um gemeinsam Ideen für einen
Pakt, eine Zielvereinbarung oder ein Leit -
bild zu entwickeln und daraus ableitend
die Antidiskriminierungsarbeit in Dort -
mund erfolgreich fortzuführen. Kurzfristig
wünscht sie sich einen gemeinsamen Dia -
log mit der Stadt Dortmund und der Woh -
nungswirtschaft über Antidiskriminie rung
im Wohnbereich gerade auch im Hinblick
auf die aktuelle Neuzuwanderung aus Süd -
osteuropa, darunter vor allem auf Roma.

Ulrich Hermanns,
Jochen Köhnke,

Thomas Böhm
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Liste der Teilnehmenden:

Sandra Alberti ist Vorstandsmitglied des Dortmunder Vereins für Internationale Freundschaften e.V., 
der vielfältige, selbstbestimmte Aktivitäten für Senioren anbietet. 

Dieter Barth ist Leiter der Öffentlichkeitsarbeit der wbg Nürnberg GmbH, die Mitunterzeichnerin des 
Nürnberger 10-Punkte-Aktionsplans für Chancengleichheit auf dem Wohnungsmarkt ist.

Thomas Böhm ist Leiter des Amtes für Wohnungs wesen der Stadt Dortmund. 

Dr. Norbert Gestring leitet die Arbeitsgruppe Stadtforschung des Instituts für Sozialwissenschaften 
der Universität Oldenburg und veröffentlichte die Studie „Zwischen Integration und 
Ausgrenzung – Lebensverhältnisse türkischer Migranten der zweiten Generation“. 

Franz-Bernd Große-Wilde ist Vorstandsvorsitzender des Dortmunder Spar- und Bauvereins, der als 
Mitglied der Arbeitsgemeinschaft der Dortmunder Wohnungsunternehmen eine wichtige 
Multiplikator-Rolle übernimmt. Die Genossenschaft finanziert soziale Projekte wie 
Nachbarschaftstreffs.

Heike Hanhörster ist Raumplanerin am Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS) in 
Dortmund und promoviert zu dem Thema „Türkeistämmige Eigentümer in Migranten vierteln“.

Regina Hermanns ist Mitarbeiterin im Planerladen e.V. und arbeitet als Raumplanerin im Antidis- 
kriminierungs- und Integrationsprojekt im Wohnbereich und im Projekt „Konfliktmanage- 
ment Nordstadt“.

Ulrich Hermanns arbeitet bei der Stabsstelle Integration der Stadt Bonn. Er koordiniert u.a. die 
Zusammenarbeit des Bonner Integrations-Netzwerks „Migranet“ und den Integrations- 
kompass der Stadt Bonn. 

Timo Heyn ist Projektleiter bei der empirica ag in Bonn. Innerhalb der ExWoSt-Studie „Migra tion/ Inte 
gration und Stadtteilpolitik“ ermittelte er den Integrationsbedarf von Zuwanderern und 
wertete verschiedene Strategien und Handlungsansätze zur Integration in Stadtteilen aus. 

Regina Hunke arbeitet in der Projektgruppe „Fachliche Begleitung berufliche Aus- und Weiterbildung“
des Ministeriums für Arbeit, Integration und Soziales des Landes NRW mit. 

Werner Hüßler ist Geschäftsführer der ITW GmbH und wurde 2011 als erster Privateigentümer und 
Vermieter von ca. 200 Wohnungen in der Dortmunder Nordstadt mit dem Planerladen-
Siegel „Herkunftsunabhängige Gleichbehandlung bei Vermietung von Wohnraum“ 
ausgezeichnet. 

Tülin Kabis-Staubach ist Vorstandsmitglied im Planerladen e.V. und leitet u.a. das Antidiskriminie- 
rungs- und Integrationsprojekt im Wohnbereich und das Projekt Konfliktmanagement 
Nordstadt. 

Dr. Andreas Kapphan ist für den Beauftragten des Senats von Berlin für Integration und Migration 
tätig und war davor Referent der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration.

Jochen Köhnke ist Dezernent für Migration und Interkulturelle Angelegenheiten der Stadt Münster. 

Marlene Kölling ist stellvertretende Leiterin der Berliner „Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen 
Diskriminierung“ (LADS) und wirkte bei der Testing-Studie zur Diskriminierung auf dem 
Wohnungsmarkt der LADS und der Antidiskriminierungsstelle des Bundes mit. 
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Ulrich Kraus ist Mitarbeiter der NRW.BANK. Er ist spezialisiert auf kommunale Wohnungsmarkt- 
beobachtung und entwickelt integrierte Raumbeobachtungskonzepte und -strategien.

Prof. Dr. Herbert Ludl ist Vorstandsvorsitzender der Sozialbau AG Wien, die 2009 den 1. Wiener 
Wohnbaupreis für ein europaweit einzigartiges, inter-ethnisches Nachbarschaftsprojekt 
erhielt.

Dr. Sybille Münch ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im DFG-Projektverbund „Eigenlogik der Städte“
an der TU Darmstadt. Einer ihrer Forschungsschwerpunkte ist die Kontextgebundenheit von 
Teilhabe und Integration. 

Rojda Özkahraman ist Vorstandsmitglied des Verbunds der soziokulturellen Migranten selbst organi sa- 
tionen Dortmund (VMDO), der sich für die Belange einer multikulturellen Gesellschaft in 
der kommunalen Integrationspolitik einsetzt. 

Giorgio Pardo ist Mitglied des Dortmunder Integrationsrates und Delegierter des Landesintegrationsrat
NRW (LAGA NRW). Des Weiteren engagiert sich der Baufinanzierer im Privatwohneigen- 
tum bei der Bezirksvertretung Hombruch und dem Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung, 
Wohnen und Immobilien.

Dr. Bettina Reimann arbeitet beim Deutschen Institut für Urbanistik (DIFU). Ihre Forschungsschwer- 
punkte sind Bürgerbeteiligung, integrierte Stadtteilentwicklung und kommunale 
Integrations politik, Evaluation und Begleitforschung. Sie arbeitete u.a. am Projekt 
„Zuwanderer in der Stadt“ (2004-07) mit. 

Martina Sauer ist wissenschaftliche Mitarbeiterin der Stiftung Zentrum für Türkeistudien und 
Integrationsforschung in Essen.

Hermann Schultenkämper ist Leiter des Geschäftsbereiches „Bürgerinteressen und Zivilgesell- 
schaft” im Amt des Oberbürgermeisters und des Rates und u.a. zuständig für die 
Engagement förderung. Außerdem ist er an der partizipativen Entwicklung, Umsetzung und 
Wirksamkeitsbetrachtung des „Masterplans Integration“ der Stadt Dortmund beteiligt.

Roswitha Sinz ist Abteilungsleiterin des Verbandes der Wohnungswirtschaft (VdW) Rhein land 
Westfalen e.V., zu dem über 400 Wohnungsgenossenschaften und -unternehmen in NRW 
gehören. 

Prof. Dr. Reiner Staubach hat das Lehrgebiet Planungsbezogene Soziologie, Planungstheorie und 
-methodik an der Hochschule Ostwestfalen-Lippe inne. Er ist Vorstandsmitglied des 
Planerladen e.V. und ist u.a. eingebunden in das Antidiskriminierungs- und 
Integrationsprojekt im Wohnbereich sowie in das Projekt „Konfliktmanagement Nordstadt“. 

Rainer Stücker ist Jurist und seit 17 Jahren Mietrechtler. Als Geschäftsführer des Mietervereins 
Dortmund und Umgebung e.V. setzt er sich für Mieter in Quartieren mit hohem 
Zuwandereranteil ein. 

Bernhard von Grünberg ist Vorsitzender des Deutschen Mieterbundes NRW und Abgeordneter 
des nordrheinwestfälischen Landtages. 

Viktoria Waltz ist Vorstandsmitglied des Dortmunder Vereins für Internationale Freundschaften e.V.

Dennis Zilske ist Mitarbeiter im Planerladen e.V. und dem Projekt „Konfliktmanagement Nordstadt“ 
sowie im Projekt „Standortentwicklung Nord - Profilierung spezifischer Gewerbequartiere 
in der Dortmunder Nordstadt“.
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ab 9:30 
Ankunft der Teilnehmerinnen und Teilnehmer

09.45 Uhr: Begrüßung
Tülin Kabis-Staubach, Planerladen e.V
Thomas Böhm, Leiter des Amtes für
Wohnungswesen, Stadt Dortmund

10.30 Uhr: Impulsreferat 1: 
Städtebauliche Strategien und Handlungsansätze
zur Förderung der Integration 
Timo Heyn, empirica ag, Bonn

11.00 Uhr: Impulsreferat 2: 
Zur Diskriminierung im Wohnungsmarkt –
Integrations- und Ausgrenzungsprozesse bei
 türkischen Migranten der zweiten Generation 
Dr. Norbert Gestring, Carl von Ossietzky Uni -
versität Oldenburg

11.30 Uhr: Pause

11.45 Uhr: Kommentare: 
Roswitha Sinz, Verband der Wohnungswirtschaft
Rheinland Westfalen
Dr. Andreas Kapphan, Senatsverwaltung für
Arbeit, Integration und Frauen/Berlin 

12.15 Uhr: Mittagspause

13.15 Uhr: Kontext der freiwilligen Selbstver -
pflich tungen – Einführung in die Sessions 
Ziele des heutigen Workshops. 
Was soll erörtert werden?
Prof. Dr. Reiner Staubach, Planerladen e.V.,
Dortmund

13.45 Uhr: Session 1: 
Zugangschancen von Migranten zum
Wohnungsmarkt: Auf welche Barrieren stoßen
Migranten beim Zugang zu Wohnraum?
Moderation: Heike Hanhörster, 
Dr. Bettina Reimann

15.15 Uhr: Pause

15.30 Uhr: Session 2: 
Welche Strategien sind geeignet, Zugangs -
barrie ren und damit der Segregation im
Wohnbereich entgegenzuwirken? 
Welchen Beitrag können hier freiwillige  Selbst -
verpflichtungen in der Wohnungswirtschaft
 leisten?
Moderation: Heike Hanhörster, 
Dr. Bettina Reimann

17.00 Uhr: Pause

17.15 Uhr: Abschlussrunde
Moderation: Heike Hanhörster, 
Dr. Bettina Reimann

Experten-Workshop

Freiwillige Selbstverpflichtungen 
in der Wohnungswirtschaft 
im Sinne des Nationalen Integrationsplans

Termin: Freitag, 19. April 2013
Ort: Rathaus der Stadt Dortmund
Ausrichter: Planerladen e.V., Dortmund

Workshop-Programm 



Die Leitlinien und Verhaltenskodizes der Stadt Nürnberg 
und der Nürnberger Wohnungs- und Immobilienwirtschaft

Quelle: Website der Stadt Nürnberg | letzter Zugriff am 24.11.2014
(https://www.nuernberg.de/imperia/md/menschenrechte/dokumente/antidiskriminierung/leitlinien_verhaltenskodices_wohnen.pdf)
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Migrant/innen im Stadtteil – Lokale
Perspektiven gegen soziale Ausgrenzung und
Benachteiligung. Tagungsdokumentation, 
1997, Dortmund (vergriffen/Download) 

Diskriminierung im Wohnbereich bekämpfen.
Freizügigkeit von Zuwanderern sichern.
Dokumentation des Experten-Workshops 
vom 1. Oktober 2003 in Dortmund, 
2004, Dortmund

Antidiskriminierungsprojekt im Wohnbereich,
Dokumentation und Auswertung von Maß -
nahmen und Initiativen gegen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit in der Dortmunder
Nordstadt.
1999, Dortmund (vergriffen/Download)

Migranten auf dem Wohnungsmarkt. 
Sind Belegungsstrategien mit dem Grundsatz
der Freizügigkeit zu vereinbaren?
Dokumentation des Experten-Workshops 
vom 16. September 2005 in Dortmund, 
2005, Dortmund

Veröffentlichungen des Planerladen e.V. zu dieser Thematik
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Diese Broschüren können bezogen werden über:
www.planerladen.de | Tel.: 0231 / 88 20 700 | Fax: 0231 / 88 20 701

Ungleichbehandlung von Migranten auf dem
Wohnungsmarkt: Ergebnisse eines „Paired
Ethnic Testing“ bei Internet-Immobilien-
Börsen.
2007, Dortmund

Ungleichbehandlung von Migranten auf dem
Wohnungsmarkt: Testing zum Diskriminie -
rungs nachweis – Erläuterungen und
Empfehlungen zur Anwendung der Methode.
2008, Dortmund

Ungleichbehandlung von Migranten auf dem
Wohnungsmarkt: Ergebnisse eines telefoni-
schen „Paired Ethnic Testing“ bei regionalen
Immobilienanzeigen.
2009, Dortmund

Migranten auf dem Wohnungsmarkt: Befragung von
Wohnungsunternehmen zu „Migranten als Mieter, 
Käufer, Kunden“.
Ergebnisse der nachfassenden Telefonbefragung, 
2006, Dortmund

Migranten auf dem Wohnungsmarkt:
Befragung von Wohnungsunternehmen zu
„Migranten als Mieter, Käufer, Kunden“.
Ergebnisbericht, 
2005, Dortmund



In Deutschland lebende Migranten erfahren nach wie vor Ungleichbehandlung auf dem

Wohnungs markt. Zwar überlagern sich oftmals Diskriminierung und sozioökonomische Probleme,

dennoch ist der Aspekt der Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft nicht von der Hand

zu weisen und verstärkt die ohnehin vorhandenen strukturellen Zugangsschwierigkeiten von

Migranten auf dem Wohnungs- und Immobilienmarkt.

Um Ungleichbehandlungen entgegenzuwirken und damit die Chancen auf eine gelingende

Integration zu verbessern, hat die Bundesregierung 2007 den Nationalen Integrationsplan „Neue

Wege – Neue Chancen“ verabschiedet, der sich u.a. der „Integration vor Ort“ und damit auch dem

Thema „Wohnen und Wohnumfeld im Quartier“ widmet. Mit dem Instrument der „freiwilligen

Selbstverpflichtungen“ soll den Herausforderungen zur Integration in den verschiedenen Hand -

lungsfeldern Rechnung getragen werden. Bund, Länder, Kommunen, nichtstaatliche Insti tutionen

und Organisationen sowie die Privatwirtschaft haben solche Selbstverpflichtungen für sich formu-

liert. Im Themenfeld Wohnen steht die Umsetzung jedoch in weiten Bereichen noch aus. 

Auf welche Barrieren stoßen Migranten beim Zugang zu Wohnraum? Welche Bestrebungen gibt es

bereits zum Abbau dieser Zugangsbarrieren? Welche Strategien sind dazu geeignet, der Segre ga -

tion im Wohnbereich entgegenzuwirken? Welchen Beitrag können hier freiwillige Selbst ver -

pflichtungen leisten? Wie sieht dabei die Rollenverteilung der (Wohnungsmarkt-)Akteure aus und

welche Partnerschaften können mit freiwilligen Selbstverpflichtungen geschlossen werden? 

Auf Einladung des Planerladen e.V. wurden diese Fragen im Rahmen eines ganztägigen Workshops

im April 2013 erörtert. Die Dynamik des Diskurses wurde wesentlich durch das methodische

Prinzip des Perspektivenwechsels zwischen den geladenen Expertinnen und Experten aus

Wohnungs wirtschaft, Wohlfahrtsverbänden, Verwaltung, Politik sowie Forschung getragen.

Inhaltlich konnte damit zugleich an eine Reihe von Experten-Workshops aus den Jahren 2003 und

2005 angeknüpft werden, die ebenfalls das Thema „Migranten auf dem Wohnungsmarkt“ mit

anderen Schwerpunkten beleuchteten und den Diskurs zwischen den unterschiedlichen

Akteursgruppen erkennbar vorangetrieben haben.

Planerladen e.V.
Verein zur Förderung demokratischer Stadtplanung 
und stadtteilbezogener Gemeinwesenarbeit

www.planerladen.de
www.integrationsprojekt.net


